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I. Titel. Nm 
N 


Die Zwangsauflöſung der Familienfideikommiſſe. 


1. Abſchnitt. 
Die Auflöſung. 
L 
Oer Übergang auf die nächſten Folger und die Auflöſung. 

(1) Das Fideikommißvermögen geht beim Wegfalle des am 1. April 1921 
vorhandenen Beſitzers auf den zunächſt folgeberechtigten Abkömmling des Beſitzers 
über und wird in deſſen Hand freies Vermögen. 

(2) Iſt der nächſte Folgeberechtigte kein Abkömmling des Beſitzers, ſo geht 
das Vermögen auf den zunächſt berufenen Anwärter über und wird in deſſen 
Hand freies Vermögen, wenn er beim Übergange des Vermögens einen folge⸗ 
berechtigten Abkömmling hat. Erhält er erſt ſpäter einen folgeberechtigten Ab⸗ 
kömmling, ſo wird das Vermögen bei deſſen Geburt frei. Iſt hiernach bis zu 
ſeinem Tode die Fideikommißeigenſchaft des Vermögens nicht weggefallen, ſo geht 
es auf den alsdann zunächſt folgeberechtigten Anwärter über und wird in deſſen 
Hand freies Vermögen. Soll nach der beſtehenden Folgeordnung das Familien⸗ 
ſideikommiß zunächſt auf den Ehegatten oder einen Bruder oder einen anderen 
Verwandten und erſt dann auf einen Abkömmling des Beſitzers übergehen, ſo 
wird es frei, nachdem es auf den Abkömmling übergegangen iſt. Das gleiche 
gilt, wenn das Vermögen ſchon vor dem 1. April 1921 auf den Gatten, Bruder 
oder ſonſtigen Verwandten übergegangen war und dieſer ſich am genannten Tage 
im Beſitze des Vermögens befindet. 

(3) Wer beim Wegfalle des Beſitzers noch nicht lebte, aber bereits erzeugt 
war, gilt als vor dem Wegfalle geboren, ſofern nicht bisher ein anderes galt. 

() Als Wegfall im Sinne dieſer Vorſchriften gilt nicht der Verzicht auf 
den Erwerb des Vermögens. Die Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
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über die Ausſchlagung einer Erbſchaft gelten für dieſen Verzicht entſprechend / 


an die Stelle des Nachlaßgerichts tritt die Auflöſungsbehörde. 
() Der Vermögensübergang nach Abſ. 1 und 2 regelt ſich nach den bis⸗ 
herigen Beſtimmungen über den Nachfolgefall. 


82. 
Der Anfall an die Anfallberechtigten. 

(1) Stiftungsmäßige Beſtimmungen über Anfallrechte kommen bei der Zwangs! 
auflöſung nur inſoweit zur Anwendung, als ſie den Fall der geſetzlichen Auf⸗ 
löſung des Familienfideikommiſſes betreffen. Der Anfall und die Umwandlung 
des Familienfideikommiſſes in freies Vermögen bei dem Anfallberechtigten treten 
nach Wegfall des Beſitzers ein, der dem am 1. April 1921 vorhandenen Beſitzer 
gemäß $ 1 zunächſt gefolgt iſt. Im Falle des § 1 Satz 4 treten Anfall und 
Umwandlung in freies Vermögen erſt nach Wegfall des Abkömmlings ein. Dieſe 
Beſtimmungen gelten nicht, wenn ſtiftungsmäßig ein anderes anzunehmen tft; 
hierüber entſcheidet die Auflöſungsbehörde unter Ausſchluß des Rechtswegs auf 
Antrag des Beſitzers, des nächſten Folgeberechtigten oder des Anfallberechtigten; 
dieſe ſind vor der Entſcheidung zu hören. Der Anfallberechtigte hat, wenn ihm 
nur einzelne Gegenſtände zugewieſen ſind, die Stellung eines Vermächtnisnehmers; 
im übrigen gilt die Beſtimmung des § 1 Abſ. 5 entſprechend. 

e) Stiftungsmäßige Beſtimmungen über das Anfallrecht finden keine An⸗ 
wendung, ſoweit ſie mit dem Zwecke der Auflöſung der Familiengüter im Wider⸗ 
ſpruch ſtehen. Die Auflöſungsbehörde kann jedoch die ſtiftungsmäßigen An⸗ 
ordnungen über das Anfallrecht, wenn ſie mit dem Zwecke der Auflöſung im 
Widerſpruch ſtehen, oder wenn ſie nicht ausführbar ſind, oder wenn anzunehmen 
iſt, daß bei Kenntnis der jetzigen Sach⸗ und Rechtslage anderweitige Beſtimmungen 
getroffen worden wären, auf Antrag des letzten Beſitzers, des nächſten Folge⸗ 
berechtigten oder der Anfallberechtigten ändern. Dieſe ſind vor der Aufhebung 
oder Anderung zu hören. 

8 3 
Der Zeitpunkt der Auflöſung. 

Die Zwangsauflöſung beginnt unbeſchadet der Vorſchriften des § 37 
Abſ. 2 und des § 38 Abſ. 3 am 1. April 1921. Als Zeitpunkt der Auflöſung 
des Familienfideikommiſſes im Sinne dieſer Verordnung gilt, unbeſchadet der in 
dieſer Verordnung enthaltenen Überleitungsbeſtimmungen, der Zeitpunkt, in dem 
das Vermögen nach den $$ 1, 2 in der Hand eines Anwärters oder Anfall⸗ 
berechtigten freies Vermögen wird. 

84. 
Die Abfindung der nächſten Angehörigen. 

() Geht das Fideikommißvermögen gemäß § 1 auf einen Anwärter über 
oder fällt es gemäß § 2 oder infolge Ausſterbens oder ſonſtigen Jortfalls der 


I 


folgeberechtigten Familienmitglieder vor der Auflöſung ($ 3) einem Anfallbe⸗ 
rechtigten an, fo können bei dem jedesmaligen Nachfolgefalle ($$ 1, 2) die nicht 
zur Nachfolge gelangenden ehelichen Abkömmlinge und die Witwe des letztvoran⸗ 
gegangenen Beſitzers aus dem Fideikommißvermögen die Zahlung einer Abfindung 
in Höhe von insgeſamt einem Fünftel des Wertes des Vermögens verlangen. 
Auf Antrag des Beſitzers kann die Auflöſungsbehörde die Abfindung herabſetzen, 
ſoweit ihre volle Leiſtung dem Beſitzer nach Erfüllung der ihm ſtiftungsmäßig 
auferlegten Leiſtungen und der ihm geſetzlich oder ſittlich obliegenden Unterhalts⸗ 
pflichten nicht einen den Beſtimmungen des § 1610 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
entſprechenden Lebensunterhalt aus den Einkünften des Fideikommiß⸗ und Allod⸗ 
vermögens belaſſen oder den Beſtand des Familienfideikommiſſes oder eines aus 
dieſem zu bildenden Wald-, Wein-, Deich, oder Landguts dem öffentlichen 
Intereſſe zuwider beeinträchtigen würde, oder wenn die Witwe oder ein Ab⸗ 
kömmling ein im Verhältniſſe zum Geſamtvermögen des Beſitzers erhebliches 
eigenes Vermögen beſitzt, oder wenn ihre Einkünfte einſchließlich derjenigen aus 
der Abfindung das Einkommen des Beſitzers aus dem Fideikommiß⸗ und Allod⸗ 
vermögen überſteigen würden. Für den Fall, daß das Vermögen gemäß $1 
Abſ. 1 oder Abſ. 2 Satz 4 auf einen folgeberechtigten Abkömmling des Beſitzers 
übergeht, kann der Beſitzer in Anſehung ſeiner Abkömmlinge oder ſeiner Witwe 
die Abfindung durch letztwillige Verfügung ausſchließen oder herabſetzen. 

(2) Der Anteil der einzelnen Berechtigten an der Abfindung beſtimmt ſich 
nach den Regeln des geſetzlichen Erbrechts. Auf die Abfindung iſt der Wert einer 
Verſorgung aus dem Fideikommißvermögen ($ 19) anzurechnen. Auf Verlangen 
des zur Leiſtung der Abfindung Verpflichteten können der Wert des Erbteils oder 
Pflichtteils, den der Berechtigte aus dem Allodvermögen zu beanſpruchen hat oder 
mangels eines Verzichts zu beanſpruchen hätte, und ſonſtige Empfänge aus dem 
Allodvermögen auf Grund einer Verfügung unter Lebenden oder einer letztwilligen 
Verfügung des Vorbeſitzers oder aus einem Anfallrechte ſowie der Wert anderer 
ſtiftungsmäßiger Empfänge aus dem Fideikommißvermögen oder aus einer mit 
dem Fideikommiß zuſammenhängenden Stiftung auf die Abfindung angerechnet 
werden, wenn die Auflöſungsbehörde dies mit Rückſicht auf die Vermögenslage 
der Beteiligten für billig erachtet. Der Wert derartiger Empfänge wird von der 
Auflöſungsbehörde nach freiem Ermeſſen feſtgeſtellt. Wenn nach dieſen Beſtimmungen 
oder nach Abſ. 1 eine Minderung der Abfindung einzelner Beteiligter eintritt, 
findet eine Anwachſung zugunſten der übrigen Abfindungsberechtigten nicht ſtatt. 

() Auf Antrag eines Beteiligten hat die Auflöſungsbehörde den Ver⸗ 
mögenswert (Abſ. 1), die Abfindungsſumme und die Anteile der Abfindungs⸗ 
berechtigten feſtzuſtellen. Bei der Berechnung des Vermögenswertes bleiben die 
Verſorgungsmaſſen, ſoweit ihre Erträge nicht dauernd dem Beſitzer zukommen, 
ſowie der Wert der gemeinnützigen Einrichtungen außer Betracht. Land» und 
forſtwirtſchaftliche Grundſtücke nebſt den dazugehörigen Gebäuden (einſchließlich 
der Schlöſſer) und ihren Einrichtungen ſowie die zum Vermögen gehörigen 
Sammlungen und ſonſtigen Gegenftände von künſtleriſchem, wiſſenſchaftlichem 
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oder geſchichtlichem Werte kommen nur zum Ertragswert in Anſatz. Die Be 
ſtimmungen des § 13 Abſ. 1 Satz 3 gelten entſprechend. Der Juſtizminiſter 
kann weitere Beſtimmungen über die Wertberechnung erlaſſen. 


() Im übrigen finden die Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
über den Pflichtteilsanſpruch ſinngemäße Anwendung. Die Auflöſungsbehörde 
kann auf Antrag eines Beteiligten nähere Beſtimmungen zur Regelung der Ab⸗ 
findungsanſprüche treffen. Sie kann insbeſondere anordnen, daß die Abfindung 
in Form einer Rente oder eines anderweitigen Vermögensvorteils entrichtet und 
daß ihr Bezug durch Eintragung einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld, 
durch Hinterlegung von Wertpapieren oder in anderer Weiſe ſichergeſtellt wird. 
Die Abfindung der Witwe ſoll regelmäßig in einer Rente beſtehen; die Auf⸗ 
löſungsbehörde kann beſtimmen, daß die Rente im Falle der Wiederverheiratung 
der Witwe herabgeſetzt wird oder wegfällt; der Anſpruch des Rentenſchuldners 
auf dieſe Anderung kann zeitlich begrenzt werden. 


() Der Anſpruch auf die Abfindung erliſcht, wenn er nicht binnen drei 
Monaten ſeit Kenntnis des Berechtigten von dem Folgefall (Anfall) bei der Auf⸗ 
löſungsbehörde erhoben wird. Entſprechendes gilt für den Anſpruch auf Anderung 
der Rente (Abf. 4); die Friſt beginnt mit der Kenntnisnahme des Verpflichteten 
von der Wiederverheiratung der Witwe. Für beide Friſten gelten die Beſtim⸗ 
mungen des § 22 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit 
entſprechend. Über Anſprüche auf Leiſtung einer Abfindung entſcheiden die Auf⸗ 
löſungsbehörden unter Ausſchluß des Rechtswegs. 


(6) Vor der Entſcheidung über einen Abfindungsanſpruch ſind der Beſitzer, 
der nächſte Folgeberechtigte, der Anfallberechtigte und der Abfindungsberechtigte 
zu hören, der den Anſpruch angemeldet hat. 8 


98 5 
Verfügungen und Verpflichtungen bis zur Auflöſung. 

Die Auflöſungsbehörde kann vom Beginne der Zwangsauflöſung ab den 
Beſitzer ermächtigen, auch inſoweit über Gegenſtände, die zum Vermögen gehören, 
zu verfügen und Verpflichtungen für das Familiengut zu begründen, als er darin 
bisher beſchränkt war. Sie kann derartige Rechtsgeſchäfte beim Vorliegen bejon- 
derer Gründe auch nachträglich genehmigen. Vor der Entſcheidung muß der 
nächſte Folgeberechtigte (Anfallberechtigte) gehört werden. Die Ermächtigung oder 
Genehmigung ſoll regelmäßig erteilt werden, wenn die Vornahme des Rechts⸗ 
geſchäfts einem wirtſchaftlichen Bedürfniſſe des Familienfideikommiſſes entſpricht 
oder im öffentlichen Intereſſe liegt und die Einverleibung eines etwaigen Entgelts 
in das Fideikommißvermögen ſichergeſtellt erſcheint. Die Beſtimmungen des § 1 
Abſ. 4 der Verordnung über Familiengüter bleiben unberührt. 
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$ 6. 
Die Fortgeltung der Verträge. 

(1) Nach Beginn der Zwangsauflöſung find Rechtsgeſchäfte, die der Be⸗ 
trieb der Landwirtſchaft oder Forſtwirtſchaft einſchließlich der Nebenbetriebe ge⸗ 
wöhnlich mit ſich bringt, für und gegen die Nachfolger des Beſitzers, der ſie 
vorgenommen hat, auch dann wirkſam, wenn dies nach den bisher geltenden Be- 
ſtimmungen nicht der Fall iſt. Dasſelbe gilt von Rechtsgeſchäften, die der 
Betrieb eines vom Beſitzer mit ſtiftungsmäßiger Zulaſſung oder mit Zuſtimmung 
der Auflöſungsbehörde betriebenen Gewerbes gewöhnlich mit ſich bringt. 

(2) Ein Miet- oder Pachtvertrag, den der Beſitzer abgeſchloſſen hat, bleibt 
auch mangels der Vorausſetzungen des Abſ. 1 wirkſam, wenn der Miet- oder 
Pachtgegenſtand dem Mieter oder Pächter überlaſſen iſt. Der Vertrag kann 
nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem ein Nachfolgefall eingetreten iſt, von 
jedem Teile mit der geſetzlichen Friſt gekündigt werden, jedoch nur zum erſten 
Zeitpunkte, zu dem die geſetzliche Kündigung zuläſſig iſt. Das Kündigungsrecht 
beſteht nicht, wenn die Beteiligten nach geltendem Fideikommißrecht oder gemäß 
Abſ. 1 an den Vertrag gebunden find. 

(3) Die Beſtimmungen des Abſ. 2 gelten entſprechend für Dienſtverträge, 
wenn der Verpflichtete das Dienſtverhältnis angetreten hat. 

() In den Fällen der Abſ. 1 bis 3 entſcheidet beim Streite über die 
Bindung des Fideikommißnachfolgers die Auflöſungsbehörde. Dies gilt auch in 
anderen Fällen, in denen ſtreitig iſt, ob der Beſitzer als ſolcher an ein Rechts, 
geſchäft gebunden iſt. Vor der Entſcheidung find der Beſitzer, der nächſte Folge ⸗ 
berechtigte und der Vertragsgegner zu hören. Wird vor einem ordentlichen Ge, 
richte (Schlichtungsausſchuß, Einigungsamt) auf Leiſtung (Zahlung, Räumung) ge 
klagt, fo iſt § 28 Abſ. 1 Satz 2 anwendbar. i 


() Die Beſtimmungen der Abſ. 1 bis 4 gelten auch im Verhältniſſe zu 
den Anwärtern und Anfallberechtigten, bei denen das Vermögen frei wird. Dieſe 
bleiben auch im übrigen nach der Auflöſung aus den beſtehenden Rechtsverhältniſſen 
wie ein Fideikommißfolger verpflichtet und berechtigt. N 


(e) Kündigt der Dienſtberechtigte mit Rückſicht auf die Auflöſung oder eine 
bevorſtehende Teilung des Vermögens ein Dienſtverhältnis ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfriſt gemäß § 626 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, ohne daß ein wichtiger 
Grund in der Perſon des Dienſtpflichtigen vorliegt, jo bleiben, wenn das Dienſt⸗ 
verhältnis durch die Kündigung beendigt wird, die beſtehenden Ruhegehalts⸗ und 
Hinterbliebenenanſprüche des Dienſtpflichtigen beſtehen. Die Auflöſungsbehörde 
kann dieſem auf Antrag eine billige Entſchädigung als Erſatz für den Schaden 
zubilligen, der ihm durch die Auflöſung des Dienſtverhältniſſes entſteht. Wenn 
nach den geltenden Beſtimmungen weitergehende Anſprüche begründet find, jo 
bleiben dieſe unberührt. Im Streitfall entſcheidet die Auflöſungsbehörde über 
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das Beſtehen des Kündigungsrechts ſowie über die Art und Höhe der Eutſchädigung 
und die Ablöſung etwaiger Nebenleiſtungen (Dienſtwohnung uſw.). Abſ. 4 Satz 3 
und 4 gelten entſprechend. 


87. 
Die Sicherſtellung der Angeſtellten. 

Die Auflöſungsbehörde kann nach Beginn der Zwangsauflöſung auf Antrag 
beim Vorliegen eines Bedürfniſſes die Sicherſtellung der einem zur Verwaltung 
des Familienfideikommiſſes angeſtellten oder früher angeſtellt geweſenen Beamten 
oder ſeinen Hinterbliebenen zuſtehenden Gehalts, Ruhegehalts⸗ und Hinterbliebenen⸗ 
anſprüche aus dem Vermögen anordnen und näher regeln. Das gleiche gilt von 
den ſich aus § 6 Abſ. 6 ergebenden Entſchädigungsanſprüchen. Die Auflöfunge- 
behörde kann insbeſondere die Eintragung einer Sicherungshypothek oder Reallaſt 
anordnen, auch die Hinterlegung von Wertpapieren verfügen; an den hinterlegten 
Wertpapieren erlangen die Berechtigten ein Pfandrecht. Die Auflöſungsbehörde 
kann nachträglich auf Antrag die Minderung oder Aufhebung der Sicherheit 
beſtimmen. Die Beſtimmung des § 6 Abſ. 4 Satz 3 gilt entſprechend. 


§ 8. 
5 Der Widerruf des Stifters. 

(1) Der beim Inkrafttreten dieſer Verordnung noch im Beſitze des Familien⸗ 
guts befindliche Stifter eines Familienfideikommiſſes kann die Stiftung bis zum 
31. März 1921 widerrufen. Dies gilt nicht, wenn die Stiftung auf Grund 
letztwilliger Anordnung oder aus Anlaß der Auflöſung eines Lehens nach den 
hierfür gegebenen geſetzlichen Vorſchriften erfolgt iſt. Erweiterungen von Stiftungen 
können nicht ſelbſtändig widerrufen werden. 

(2) Iſt das Familienfideikommiß von mehreren geſtiftet, fo kann die 
Stiftung nur durch übereinſtimmende Erklärung ſämtlicher Stifter widerrufen 
werden. Iſt das Familiengut für einen anderen gegründet, der ſich bereits im 
Beſitze des Vermögens befindet, ſo bedarf es der Widerrufserklärung des Stifters 
und der Zuſtimmung des Beſitzers. Beruht die Stiftung auf vertraglicher Ver⸗ 
pflichtung, ſo iſt die Zuſtimmung des Vertragsgegners erforderlich. 

() Die Erklärungen der Beteiligten (Widerruf und Zuſtimmung) bedürfen 
der öffentlichen Beurkundung und ſind der Aufſichtsbehörde gegenüber abzugeben. 
Dieſe hat über die Rechtswirkſamkeit des Widerrufs durch Beſchluß zu entſcheiden. 
Vor der Entſcheidung ſind der Beſitzer, die Zuſtimmungsberechtigten, der nächſte 
Folgeberechtigte und der Anfallberechtigte zu hören. Mit der Rechtskraft des 
Beſtätigungsbeſchluſſes wird das Vermögen frei in der Hand des Stifters; 
9 3 Satz 2 iſt anwendbar. 


( Bereits erworbene Verſorgungsanſprüche bleiben im Falle des Widerrufs 
unberührt. Die Vorſchriften der Abſchnitte 2 und 4 ſind entſprechend anwendbar. 
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9 9. 
Die Auflöſung der Zwergfideikommiſſe. 

() Hat der jährliche Reinertrag des Fideikommißvermögens im Durchſchnitt 
der zehn letzten vor dem 1. Auguſt 1914 abgeſchloſſenen Wirtſchaftsjahre nach 
der Feſtſtellung der Auflöſungsbehörde nicht mehr als 2000 Mark betragen, ſo 
hat die Auflöſungsbehörde auf Antrag des Beſitzers bei Zuſtimmung des nächſten 
Anwärters und des Anfallberechtigten die Aufhebung des Famtlienguts zu 
beſchließen; mit Rechtskraft des Beſchluſſes wird das Familienfideikommiß freies 
Vermögen in der Hand des Beſitzers. Die Zuſtimmungserklärungen bedürfen 
der öffentlich beglaubigten Form und find der Auflöſungsbehörde gegenüber abzugeben. 

(2) In den Fällen des Abſ. 1 finden die Beſtimmungen des § A über die 
Abfindung und des § 19 über die Verſorgung keine Anwendung. Die bei der 
Auflöſung bereits beſtehenden Rechte auf ſtiftungsmäßige und familienübliche 
Verſorgung (§ 19 Abſ. 1 und 2) bleiben jedoch unberührt; die Beſtimmungen 
des § 19 Abſ. 4 und 9 gelten inſoweit. Die Vorſchriften des 4. Abſchnitts 
ſind anwendbar. 


9 10. 
Die Auflöſung der Samtfideikommiſſe. 

(1) Befindet ſich das Fideikommißvermögen am 1. April 1921 im Beſitze 
mehrerer nach der Folgeordnung nebeneinander folgeberechtigter Beſitzer (Samt⸗ 
fideikommiß, Kondominat), fo gelten die Beſtimmungen des § 9 ſinngemäß in 
Anſehung jedes Anteils mit einem Reinertrage (§ 9 Abſ. 1) von nicht mehr als 
2000 Mark. Für Anteile mit einem größeren Reinertrage regelt ſich die Auf 
löſung für jeden Anteil gemäß den §§ 1 und 2. Dieſe Beſtimmungen gelten 
entſprechend, wenn ein Familienfideikommiß nach dem 1. April 1921 auf mehrere 
Fideikommißbeſitzer übergeht. 

(2) Die Beſitzer der Anteile, die nach Abſ. 1 freies Vermögen geworden 
ſind, können über ihre Anteile im ganzen unter Lebenden und von Todes wegen 
frei verfügen; die Beſtimmungen der §§ 2033 bis 2037 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs gelten entſprechend. Bevor ſämtliche Anteile freies Vermögen geworden 
ſind, findet eine Aufhebung der Gemeinſchaft nicht ſtatt. 

(3) Die Beſitzer der gebundenen und der freien Anteile (Anteilsbeſitzer) 
haben zur Verwaltung des Vermögens und zur Wahrnehmung ihrer gemein⸗ 
ſchaftlichen Rechte ſowie der Geſamtintereſſen der Anwärter einen oder drei Ver⸗ 
treter ſowie deren Stellvertreter zu beſtellen. Die Beſtellung bedarf der Ge⸗ 
nehmigung der Auflöſungsbehörde und wirkt für und gegen die Erwerber der 
Anteile. Die Vertreter ſind gegenüber den Anteilsbeſitzern verpflichtet, den An⸗ 
ordnungen zu folgen, die von dieſen durch Mehrheitsbeſchluß über die Verwaltung 
des gemeinſchaftlichen Vermögens getroffen werden; auf Antrag der Vertreter 
kann die Auflöſungsbehörde Abweichungen zulaſſen, wenn das Geſamtintereſſe der 
Familie dies erfordert. Die Beſtellung der Vertreter erfolgt durch Mehrheits⸗ 
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beſchluß der Anteilsbeſitzer; die Auflöſungsbehörde kann für die Beſchlußfaſſung 
eine Friſt ſetzen und nach deren Ablauf die Vertreter ſelbſt beſtellen. Die 
Stimmenmehrheit ift in den Fällen der Sätze 3 und 5 nach der Größe der An- 
teile am gemeinſchaftlichen Vermögen zu berechnen, iſt die Größe eines Anteils 
fireitig, fo iſt das Stimmrecht von der Auflöſungsbehörde feſtzuſetzen. Die Ver⸗ 
treter ſind von der Auflöſungsbehörde aus dem Amte zu entlaſſen, wenn die 
Fortführung der Geſchäfte die Rechte der Anteilsbeſitzer oder der Anwärter ge- 
fährden würde; in dieſem Falle ſind binnen einer von der Auflöſungsbehörde zu 
beſtimmenden Friſt neue Vertreter zu beſtellen nach Ablauf der Friſt kann die 
Auflöſungsbehörde die Beſtellung ſelbſt vornehmen. Auf Antrag eines Beſitzers 
kann die Auflöſungsbehörde anordnen, daß eine bei Beginn der Zwangsauflöſung 
bereits vorhandene Vertretung im Amte verbleiben foll; alsdann gelten Satz 2 
bis 4 entſprechend. Die Auflöſungsbehörde kann nachträglich auf Antrag eines 
Beſitzers die Beſtellung einer Vertretung gemäß Satz 1 anordnen. Zu Ver⸗ 
tretern können auch Anteilsbeſitzer und Anwärter beſtellt werden. Die Auf. 
löſungsbehörde kann auf Antrag eines Anteilsbeſitzers anordnen, daß ſtatt eines 
Vertreters drei Vertreter beſtellt werden; Satz 5 gilt entſprechend. Bei Meinungs⸗ 
verſchiedenheit innerhalb einer aus drei Mitgliedern beſtehenden Vertretung ent- 
ſcheidet Stimmenmehrheit. 


() Im übrigen bleiben für die Rechtsverhältniſſe der Samtfideikommiſſe 
bis zur Auflöſung die bisherigen Beſtimmungen in Geltung. Als Zeitpunkt der 
Auflöſung gilt der Zeitpunkt, in dem ſämtliche Anteile frei geworden ſind. Dieſer 
Zeitpunkt iſt durch Beſchluß der Auflöſungsbehörde feſtzuſtellen; die Beſtimmungen 
des § 22 Abſ. 1 und des § 31 bleiben unberührt. N 

(5) Auf das Rechtsverhältnis der Anteilsbeſitzer untereinander nach der 
Auflöſung des Samtfideikommiſſes und auf die Aufhebung der Gemeinſchaft ſind 
die Vorſchriften der §§ 2032 bis 2043, 2046, 2047 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
und der 66 86 bis 98 des Reichsgeſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit ent- 
ſprechend anwendbar; bis zur Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins gelten 
jedoch die Beſtimmungen des Abf. 3. An die Stelle des Nachlaßgerichts tritt, 
wenn die Auseinanderſetzung vor Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins 
($ 31 Abſ. 1) beantragt iſt, die Auflöſungsbehörde alsdann bleiben die Beſtim⸗ 
mungen des Abſ. 3 bis zur Beendigung der Auseinanderſetzung in Geltung. Die 
Vereinbarung über die Auseinanderſetzung bedarf in dieſem Falle der Beurkundung 
durch ein beauftragtes Mitglied der Auflöſungsbehörde; dieſe kann ein Amts⸗ 
gericht oder einen Notar um Durchführung des Verfahrens oder Beurkundung 
der Auseinanderſetzung erſuchen. 


() Das Samtfideikommiß kann durch Beſchluß der Auflöſungsbehörde auf 
Grund eines Beſchluſſes der Anteilsbeſitzer und Anwärter aufgehoben werden, 
wenn mindeſtens die Hälfte der Beſitzer und die Hälfte ſämtlicher Abſtimmenden 
zugeſtimmt hat. Vollzieht ſich die Nachfolge in das Familienfideikommiß nach 
den Negeln der geſetzlichen Verwandtenerbfolge, ſo genügt ein Mehrheitsbeſchluß 
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der Beſitzer. In beiden Fällen iſt für die Stimmberechtigung der Beſitzer die 
Größe ihrer Anteile maßgeblich. Die Anteilsbeſitzer und ihre Anteile find in dem 
Aufhebungsbeſchluſſe feſtzuſtellen. Mit deſſen Rechtskraft gilt das Samttftdei⸗ 
kommiß als aufgelöſt. Für das Rechtsverhältnis der Anteilsbeſitzer untereinander 
gelten die Beſtimmungen des Abſ. 5, wenn in dem Beſchluſſe nichts anderes feſt⸗ 
geſetzt iſt. 

(7) Die Auflöſungsbehörde kann im Falle des Abf. 6 eine öffentliche Auf, 
forderung zur Anmeldung der Anteilsrechte erlaſſen; die Art der Bekanntmachung 
und die Dauer der Anmeldungsfriſt find von der Auflöſungsbehörde zu beſtimmen) 
die Anmeldungsfriſt ſoll regelmäßig nicht mehr als 6 Monate betragen. In 
der öffentlichen Aufforderung iſt den Beteiligten anzudrohen, daß ein von der 
Auflöſungsbehörde nicht ermitteltes Anteilsrecht unberückſichtigt bleibt, wenn es 
nicht bis zum Ablaufe der Anmeldungsfriſt angemeldet oder der Auflöſungsbehörde 
bekannt wird. Die Anteilsbeſitzer und ihre Anteile find von der Auflöſungsbehörde 
feſtzuſtellen. i 

(s) Auf Grund eines den Vorausſetzungen des Abſ. 6 eutſprechenden Be 
ſchluſſes kann die Auflöſungsbehörde das Familienfideikommiß in eine Stiftung 
umwandeln (§ 32 Abſ. 2). ; 

0) Beträgt für keinen Anteilsbeſitzer der Anteil am Reinertrage des Ver⸗ 
mögens im Durchſchnitte der drei letzten Wirtſchaftsjahre mehr als 1000 Mark 
oder ſind mehr als 20 Beſitzer vorhanden, von denen keiner einen Anteil von 
mehr als 5 000 Mark am Reinertrage des Vermögens hat, fo kann das Samt⸗ 
fideikommiß durch Beſchluß der Auflöſungsbehörde mit Zuſtimmung der Vertreter 
(Abſ. 3) aufgehoben werden. Die Beſtimmungen der Abſ. 7 und 8 ſind an⸗ 
wendbar. Abſ. 6 Satz 6 gilt ſinngemäß. 

(10) Soweit es bei der Zwangsauflöſung eines Samtfideikommiſſes, ins⸗ 
bdeſondere bei Maßnahmen gemäß den $$ 12 bis 18 oder 22 bis 26 der Erklärung 
oder Anhörung des Beſitzers oder des letzteren und des nächſten Folgeberechtigten 
bedarf, genügt die Erklärung oder Anhörung der Vertreter (Abſ. 3). 


911. 
Die Auflöſung der Geldfideikommiſſe. 


(1) Beſteht ein Familienfideikommiß ausſchließlich aus Geld, Geldforberungen, 
Wertpapieren oder Koſtbarkeiten (Geldfideikommiß), ſo fällt die Hälfte als freies 
Vermögen auf Grund Beſchluſſes der Auflöſungsbehörde mit dem Eintritte der 
Rechtskraft des Beſchluſſes dem am 1. April 1921 vorhandenen Beſitzer zu. In 
dem Beſchluſſe find die frei werdenden Beſtandteile des Vermögens feftzuftellen ; 
vorher ſind die zur Sicherung der Gläubiger, insbeſondere der Verſorgungs⸗ 
berechtigten etwa erforderlichen Anordnungen zu treffen die Beſtimmungen des 
$ 24 find entſprechend anzuwenden. Die Auflöſungsbehörde muß vor der Be 
ſchlußfaſſung den nächſten Anwärter hören; für den Beſchluß gilt § 31 ent⸗ 
ſprechend. Das Reſtvermögen geht nach Wegfall des Beſitzers gemäß § 1 auf 
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den nächſten Folgeberechtigten über und wird im Falle des § 1 Abſ. 1 und 
Abſ. 2 Satz 1 und 5 gemäß dieſen Beſtimmungen in deſſen Hand freies Ver⸗ 
mögen. In den Fällen des § 1 Abſ. 2 Satz 2 bis 4 wird die Hälfte des 
Reſtvermögens nach Wegfall des Vorbeſitzers in der Hand des nächſten Folge⸗ 
berechtigten frei; Satz 1 bis 3 gelten entſprechend. Die andere Hälfte wird im 
Falle des § 1 Abſ. 2 Satz 2 bei der nachträglichen Geburt eines Abkömmlings 
gleichfalls in der Hand des zum Beſitze gelangten Folgers frei. In den Fällen 
des § 1 Abf. 2 Satz 3 und 4 fällt die zweite Hälfte des Reſtvermögens dem 
weiteren Folger zu und wird in deſſen Hand freies Vermögen. Mit dem Frei⸗ 
werden des letzten Teiles gilt das Geldfideikommiß als aufgelöſt. Als Geldfidei⸗ 
kommiß gilt auch ein Fideikommiß, das nach Feſtſtellung der Auflöſungsbehörde 
dergeſtalt überwiegend aus Kapitalvermögen beſteht , daß der Grundbeſitz völlig 
dahinter zurücktritt letzterer geht in jedem Falle vorweg auf den nächſten 
Folgeberechtigten über und wird in deſſen Hand freies Vermögen; er bleibt bei 
der Berechnung des Wertes der Vermögensteile außer Betracht. Die Herausgabe 
der frei gewordenen Anteile an den Berechtigten darf nur auf Grund eines ent⸗ 
ſprechenden Feſtſtellungsbeſchluſſes (Satz 2) oder des Fideikommißauflöſungsſcheins 
($ 31) angeordnet werden. 

(e) Eine Abfindung gemäß § 4 findet nicht ſtatt. Für die Verſorgungs⸗ 
anſprüche haftet, ſoweit eine gemäß Abſ. 1 Satz 2 (8 20 Abſ. 3, § 25 Abſ. 3) 
angeordnete Sicherheit und die Einkünfte einer Verſorgungsmaſſe oder einer 
Stiftung nicht reichen, der Beſitzer mit dem gebundenen Vermögen und, ſoweit 
das Recht auf Verſorgung bereits beim Freiwerden eines Teiles des Vermögens 
entſtanden war, im Verhältniſſe dieſes Teiles auch mit dem Allod; die Auflöſungs⸗ 
behörde kann über die Aufbringung der Mittel im Feſtſtellungsbeſchluß (Abſ. 1 Satz 2) 
näheres beſtimmen und auch Abweichungen von den vorſtehenden Beſtimmungen 
zulaſſen. Die Verſorgungsanſprüche der Hinterbliebenen des Beſitzers, in deſſen 
Hand ein Teil des Geldfideikommiſſes frei geworden war, mindern ſich verhältnis⸗ 
mäßig; die Auflöſungsbehörde kann auf Antrag eines Beteiligten abweichende 
Beſtimmungen treffen und entſcheidet im Streitfalle nach freiem Ermeſſen. Vor 
den Entſcheidungen gemäß Satz 2 und 3 und gemäß Abſ. 1 Satz 2 find der 
Beſitzer, der nächſte Folgeberechtigte und die beteiligten Verſorgungsberechtigten 
zu hören. 

6) Die Beſtimmungen des Abf. 1 gelten nicht, wenn ein Anfallberechtigter 
($ 2) Anſpruch auf das Vermögen hat, ferner wenn ein Grund- und ein Geld⸗ 
fideikommiß ſich in der Hand des gleichen Beſitzers befinden und die Einkünfte 
aus dem Geldfideikommiß zur Erhaltung des Grundvermögens oder der Wirtſchaft 
des Beſitzers dienen. Über das Vorliegen dieſer Vorausſetzungen entſcheidet im 
Streitfalle die Auflöſungsbehörde nach Anhörung des Beſitzers und des nächſten 
Folgeberechtigten. 


() Iſt dem Beſitzer eines Grund- oder Geldfideikommiſſes eine beſtändige 
Rente auferlegt, die einer anderen Linie zu zahlen und in dieſer nach Fidei⸗ 


— 473 — 


kommißgrundſätzen vererblich iſt, fo iſt die Rente nach Anhörung des zahlungs⸗ 
pflichtigen Beſitzers und des Nentenberechtigten ſowie der beiderſeitigen nächſten 
Folgeberechtigten alsbald, und zwar tunlichſt ſchon vor der Auflöſung, nach 
näherer Beſtimmung der Auflöſungsbehörde abzulöſen; dieſe entſcheidet über Art, 
Höhe und Sicherſtellung der Ablöſung nach freiem Ermeſſen. Für die Ablöſungs⸗ 
ſumme gelten die Beſtimmungen des Abſ. 1 entſprechend. 

(6) Auf Antrag des am 1. April 1921 vorhandenen Beſitzers kann die 
Auflöſungsbehörde nach Anhörung des nächſten Folgeberechtigten beſchließen, daß 
die Auflöſung des Geldfideikommiſſes ſich nach den §§ 1 und 4 vollziehen foll; 
dies gilt namentlich, wenn das Vermögen früher in Grundbeſitz beſtand und be⸗ 
abſichtigt war, den Erlös aus einem Verkaufe des Grundbeſitzes ſpäter wieder in 
Grundſtücken anzulegen. 


2. Abſchnitt. 
Die Erhaltung der Wälder und anderer Beſtandteile im öffentlichen Intereſſe. 


§ 12. 
Die Erhaltung von Waldgütern. 

(1) Wirtſchaftlich zuſammengehörige, nach Beſchaffenheit und Umfang zu 
nachhaltiger forſtmäßiger Bewirtſchaftung geeignete Waldungen ſind ſamt den 
zugehörigen zur zweckmäßigen Erhaltung der Geſamtwirtſchaft dienenden Ackern, 
Wieſen, Waſſerflächen und ſonſtigen Grundſtücken als Waldgut im Sinne dieſer 
Vorſchriften zu erklären, wenn feſtgeſtellt wird, daß die Erhaltung des Beſitztums 
als wirtſchaftliche Einheit im öffentlichen Intereſſe liegt. Das Waldgut kann 
auch Grundſtücke umfaſſen, die, insbeſondere an Forſtbeamte, Arbeiter und Fuhr⸗ 
werkshalter oder andere Perſonen, deren Tätigkeit mit dem Waldgut im Su- 
ſammenhange ſteht, verpachtet ſind, oder für welche die Vorausſetzungen des § 16 
Abſ. 2 zutreffen. Die Ausſcheidung von Grundſtücken, deren Abtrennung von 
dem übrigen Grundbeſitze des Vermögens eine unwirtſchaftliche Teilung des Beſitzes 
herbeiführen würde, iſt zu vermeiden. Zu dem Gutsvermögen gehören außer den 
Grundſtücken mit ihren Beſtandteilen, insbeſondere den Gebäuden und den mit 
dem Grundeigentume verbundenen Gerechtigkeiten, das im Eigentume des Beſitzers 
ſtehende Zubehör des Gutes, insbeſondere das Wirtſchafts⸗ und Hausinventar, die 
Forderungen aus den für das Gut eingegangenen Verſicherungen ſowze die hierauf 
ausgezahlten Entſchädigungsſummen und der zur allmählichen Tilgung eines das 
Grundſtück belaſtenden Kapitals entrichtete und dem Eigentümer gutgeſchriebene 
Betrag. Die Waldfläche ſoll regelmäßig nicht weniger als 100 Hektar umfaſſen. 

e) Die Bildung des Waldguts erfolgt nach Auflöſung des Familienguts 
und vor Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins von Amts wegen oder auf 
Antrag des Beſitzers nach Einholung einer gutachtlichen Außerung der zuſtändigen 
Regierung (Forſtbehörde) und des Landeskulturamts durch Beſchluß der Auflöſungs⸗ 
behörde dieſe kann noch weitere Ermittlungen anſtellen, insbeſondere auch ein 
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Gutachten der Landwirtſchaftskammer einziehen ſie hat in allen Fällen den Be⸗ 
ſitzer zu hören. In dem die Bildung des Waldguts anordnenden Beſchluſſe der 
Auflöfungsbehörde iſt im einzelnen zu beſtimmen, welche Vermögensſtücke des 
Familienfideikommiſſes zu dem Waldgute gehören ſollen. Der Beſchluß iſt nach 
Eintritt der Rechtskraft dem Juſtizminiſter und dem Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten zur Genehmigung zuzuſtellen die Genehmigung gilt als 
erteilt, wenn ſie nicht binnen zwei Monaten ſeit der Zuſtellung verſagt wird. 
Nach Eintritt der Rechtskraft des Beſchluſſes, jedoch nicht vor Erteilung der 
Genehmigung, hat die Auflöſungsbehörde vor Erteilung des Fideikommißauflöſungs⸗ 
ſcheins das Grundbuchamt um Eintragung der Waldgutseigenſchaft im Grund⸗ 
buche zu erſuchen) hierüber kann der Juſtizminiſter befondere Beſtimmungen erlaſſen. 
Die Grundſtücke find auf einem einheitlichen Grundbuchblatt einzutragen und 
tunlichſt zu einem Grundſtücke zu vereinigen; gehören zum Waldgute Grundſtücke 
aus verſchiedenen Grundbuchbezirken, ſo wird das zuſtändige Grundbuchamt vom 
Juſtizminiſter beſtimmt. Die Bildung des Waldguts gemäß den vorſtehenden 
Beſtimmungen unterbleibt, wenn der Beſitzer binnen einer ihm von der Auf⸗ 
löſungsbehörde zu ſetzenden Friſt von mindeftend drei Monaten widerſpricht und 
hinreichende Vorſorge gegen Mißwirtſchaft und Serſplitterung des Waldes getroffen 
wird oder wenn gemäß § 14 vor Rechtskraft des Beſchluſſes eine Waldguts⸗ 
ſtiftung errichtet wird; die Auflöfungsbehörde kann dem Beſitzer eine Friſt zur 
Stellung des Antrags auf Bildung einer ſolchen Stiftung ſetzen. 

6) Der Beſitzer kann dem Waldgute Grundbeſitz nur mit Genehmigung der 
Auflöſungsbehörde zufchlagen; dieſe hat vorher die Landeskulturbehörde zu hören. 
Beträgt die zuzuſchlagende Grundfläche mehr als 25 Hektar, ſo bedarf es der 
durch die Auflöſungsbehörde einzuholenden Genehmigung des Juſtizminiſters und 
des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. Für den Erwerb von 
Grundſtücken bis zu 2 Hektar in einem Verwendungsverfahren oder ſonſt auf 
Grund eines Unſchädlichkeitszeugniſſes genügt die Genehmigung der Landeskultur⸗ 
behörde. Dieſe hat der Auflöſungsbehörde von der Genehmigung Mitteilung zu 
machen. Die Eintragung der Waldgutseigenſchaft der zuerworbenen Grundſtücke 
im Grundbuch erfolgt auf Erſuchen der Auflöſungsbehörde, in den Fällen des 
Satzes 3 der Landeskulturbehörde. i 

() Zu Verfügungen des Beſitzers über das Gut oder einzelne dazu ge 
hörende Grundſtücke unter Lebenden und zu Teilungen des Waldguts bedarf es 
der Genehmigung der Auflöſungsbehörde, wenn jedoch eine Waldfläche von mehr 
als 100 Hektar abgetrennt oder über eine ſolche verfügt werden ſoll, der Ge⸗ 
nehmigung des Juſtizminiſters und des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten ; dies gilt auch von Veräußerungen im Wege der Zwangsvollſtreckung. 
Vor der Entſcheidung der Auflöſungsbehörde iſt die Landeskulturbehörde zu hören; 
Abſ. 3 Satz 3 und 4 gelten entſprechend. Der Genehmigung zur Zwangsver⸗ 
ſteigerung bedarf es nicht zur Beitreibung von Gutsſchulden. Gutsſchulden ſind 
die öffentlichen Laſten, ferner ſolche Hypotheken-, Grund- und Rentenſchulden ſo⸗ 
wie Reallaſten, die mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde als Gutsſchulden auf 
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das Waldgut eingetragen find, und die bei der Bildung des Waldguts bereits 
auf dem Gute laſtenden Schulden, für die der Stamm des Gutes haftet. Die 
Auflöſungsbehörde hat möglichſt ſchon vor der Auflöſung des Familienfidei⸗ 
kommiſſes, ſpäteſtens aber bis zur Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins 
auf die Beſeitigung der eingetragenen Laſten und der Stamm⸗ und Fruchtſchulden, 
die auf den dem Waldgute zuzuteilenden oder zu ihm gehörenden Grundſtücken 
laſten, oder auf ihre allmähliche Tilgung hinzuwirken; ſie kann zu dieſem Zwecke 
nach der Auflöſung des Familienguts bis zur Erteilung des Fideikommißauf⸗ 
löſungsſcheins nach Anhörung des Beſitzers die Einleitung eines Schuldentilgungs⸗ 
verfahrens auch mangels der Vorausſetzungen des § 26 Abf. 1 anordnen, ſofern 
dies zur Erhaltung des Waldguts dienlich iſt und die Schulden, die auf den 
für das Waldgut beſtimmten Grundſtücken laſten, als übermäßige Belaſtung 
erſcheinen. 

(5) Die Genehmigung zu einer Teilung oder Verfügung ſoll nicht erteilt 
werden, wenn die Teilung oder Verfügung dem öffentlichen Intereſſe widerſpricht , 
ſie iſt regelmäßig zu verſagen, wenn die Teilung oder Verfügung die Erhaltung 
des Waldguts gefährdet. Die Genehmigung zu einer Verfügung, insbeſondere 
zu einer Belaſtung des Waldguts, iſt in der Regel zu erteilen, wenn durch die 
Verfügung die Mittel für die Erhaltung des Waldguts oder für ſolche Ver⸗ 
beſſerungen beſchafft werden ſollen, die geeignet ſind, den Ertrag des Gutes 
dauernd zu erhöhen oder ſeine ordnungsmäßige Bewirtſchaftung nachhaltig zu 
fördern; die Verwendung der aufgenommenen Geldſumme oder des aus der Ver⸗ 
äußerung erlöſten Geldes erfolgt unter Aufſicht der Auflöſungsbehörde. Das 
Waldgut ſoll in der Regel nur mit ſolchen Hypotheken und Grundſchulden be⸗ 
laſtet werden, deren Tilgung innerhalb angemeſſener Friſt geſichert iſt und die 
von dem Gläubiger nicht gekündigt werden dürfen. Die Auflöſungsbehörde hat 
die Genehmigung zu einer Belaſtung des Waldguts regelmäßig zu verſagen 
ſoweit die Geſamtbelaſtung des Gutes die Hälfte des Gutswerts (§ 13 Abf. J) 
überſteigt) dies gilt nicht, wenn die Belaſtung zur Erhaltung des Gutes erforder 
lich iſt. 2 : 
(e) Auf Antrag des Beſitzers kann ein Waldgut in der Weiſe geteilt 
werden, daß die Teile als ſelbſtändiges Wald⸗, Wein⸗, Deich⸗ oder Landgut 
gelten. Die Feſtſtellung der Beſtandteile jedes ſo gebildeten Gutes erfolgt durch 
Beſchluß der Auflöſungsbehörde; Abſ. 2 Satz 1 bis 5 gelten entſprechend. Die 
Auflöſungsbehörde kann die Genehmigung zur Veräußerung von Waldflächen, die 
ſich nach ihrer Beſchaffenheit und ihrem Umfange zu einer nachhaltigen forſt⸗ 
mäßigen Bewirtſchaftung eignen, davon abhängig machen, daß der Wald vor 
Mißwirtſchaft und vor einer unwirtſchaftlichen Zerſplitterung geſchützt wird. 
Bei der Veräußerung oder Abtrennung von Grundſtücken des Waldguts hat die 
Auflöſungsbehörde das Grundbuchamt um die Beſeitigung des Waldvermerks 
hinſichtlich der aus dem Gutsvermögen ausſcheidenden Grundſtücke zu erſuchen, 
ſoweit ſie nicht Beſtandteil eines anderen Waldguts werden; hierüber kann der 
Juſtizminiſter beſondere Beſtimmungen erlaſſen. Die Gutseigenſchaft erliſcht mit 
Rechtskraft des entſprechenden Beſchluſſes der Auflöſungsbehörde. 
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6) Hinſichtlich der Waldungen bleiben die Vorſchriften des § 10 Ziffer II | 
der Verordnung über Familiengüter vom 10. März 1919 (Geſetzſamml. S. 39) 
auch nach der Bildung des Waldguts in Geltung. Die Aufſicht über den Wald 
wird von der Auflöſungsbehörde geführt. Dieſe ſoll bei der Beaufſichtigung auf 
die Erhaltung der Leiſtungsfähigkeit des Waldes hinwirken und muß den Beſitzer 
vor jeder Entjcheidung hören. 

() Die Auflöſungsbehörde kann das Waldgut auf Antrag oder von Amts 
wegen aufheben, ſoweit die Vorausſetzungen der Feſtſtellung nach Abi. 1 weg⸗ 
gefallen find, insbeſondere wenn es die wirtſchaftliche Selbſtändigkeit verloren hat. 
Die Beſtimmungen der Abſ. 2 und 6 ſind eutſprechend anwendbar. 

(9) Die Auflöſungsbehörde kann ſchon vor der Auflöfung des Familien. 
fideikomiſſes die Bildung eines Waldguts aus dem Vermögen auf Grund eines 
Familienſchluſſes anordnen; die Beſtimmungen der vorſtehenden Abſätze mit 
Ausnahme des Abſ. 2 Satz 6 gelten alsdann ſchon für die Zeit vor der Auf 
löſung des Familienfideikommiſſes ſinngemäß. Vor Entſcheidungen gemäß Abſ. 3 
bis 8 iſt auch der nächſte Folgeberechtigte zu hören. 

(10) Über Grundſtücke, die zu einem zu nachhaltiger forſtmäßiger Bewirt⸗ 
ſchaftung geeigneten Walde gehören, kann bis zur Auflöſung des Vermögens auch 
vor Bildung eines Waldguts nicht ohne Genehmigung der Auflöſungsbehörde 
freihändig verfügt werden; Abſ. 4 Satz 2 und Abſ. 9 Satz 2 gelten ſinngemäß. 


813. 
Die Gutsfolge bei Waldgütern. 

() Nach Auflöſung des Familienfideikommiſſes fällt das Waldgut, wenn 
der Eigentümer von mehreren Perſonen beerbt wird, als Teil der Erbſchaft kraft 
Geſetzes einem der Erben als Gutserben (Anerben) zu. An die Stelle des Wald⸗ 
guts tritt im Verhältniſſe der Miterben untereinander der Gutswert. Der Be⸗ 
meſſung des Gutswerts wird der Ertragswert zugrunde gelegt; die Beſtim⸗ 
mungen des § 152 Abſ. 3 und 4 der Reichsabgabenordnung vom 13. Dezember 
1919 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1993) und des § 13 Ziffer 3 und 6 des Höfegeſetzes 
für die Provinz Hannover vom 9. Auguſt 1909 (Geſetzzamml. S. 663) find 
ſinngemäß anwendbar mit der Maßgabe, daß der Reinertrag mit dem Zwanzig⸗ 
fachen zu Kapital gerechnet wird; die Wohngebäude des Beſitzers, der Pächter 
und Angeſtellten ſowie die den Zwecken eines forſt⸗ oder landwirtſchaftlichen 
Nebengewerbes dienenden Gebäude und deren Einrichtung gelten als der Land⸗ 
und Forſtwirtſchaft dienende Gebäude und Betriebsmittel. Von dem Guts⸗ 
werte gebührt dem Gutserben die Hälfte als Voraus. Die Beſtimmungen 
der §§ 11, 14, 15 Abſ. 3, 16, 19, 20 Abſ. 2, 22 und 25 Siffer 1 
des genannten Höfegeſetzes ſowie des § 33 Abſ. 1 und 3 des Geſetzes, betreffend 
das Anerbenrecht bei Landgütern in der Provinz Weſtfalen vom 2. Juli 1898, 
(Geſetzſamml. S. 139) gelten entſprechend. Der Verzicht auf das Gutserben⸗ 
recht iſt dem Nachlaßgerichte gegenüber zu erklären. Die Eintragung des Guts⸗ 
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erben im Grundbuch erfolgt auf Grund eines Gutsfolgezeugniſſes des Nachlaß⸗ 
gerichts. Auf Antrag eines Beteiligten kann die Auflöſungsbehörde nach Ans 
hörung auch der übrigen Beteiligten beſtimmen, daß von der Tilgung der auf 
dem Waldgute ruhenden Schulden (§ 14 des Höfegeſetzes) abzuſehen ift; die Auf⸗ 
löſungsbehörde hat die Entſcheidung dem Nachlaßgerichte mitzuteilen. Die 
Reihenfolge mehrerer vorkaufsberechtigter Beteiligter regelt ſich nach den 
Beſtimmungen des Abſ. 2. 8 

(2) Als Gutserben find zunächſt die Abkömmlinge, der Ehegatte und die 
Eltern des Erblaſſers ſowie feine Geſchwiſter und deren Abkömmlinge berufen; 
die Vorſchriften des § 10 des genannten Höfegeſetzes (mit Ausnahme des Satzes 2 
unter Ziffer 1 Abſ. 3) gelten entſprechend. Alsdann ſind die geſetzlichen Erben 
der ſpäteren Ordnungen ($$ 1926 ff. des Bürgerlichen Geſetzbuchs) berufen; treffen 
mehrere gleichberechtigte Erben zuſammen, jo wird der Anerbe unter finngemäßer. 
Anwendung der vorbezeichneten Vorſchriften beſtimmt; innerhalb der einzelnen 
Stämme entſcheidet der Vorzug des männlichen Geſechlechts und der Erſtgeburt. 
Perſonen, die zur Zeit des Todes des Erblaſſers entmündigt ſind, ſtehen den 
übrigen Miterben nach, ſofern die Anfechtungsklage rechtskräftig abgewieſen oder 
nicht innerhalb der geſetzlichen Friſt erhoben wird. 

6) Hinterläßt der Erblaſſer außer dem Waldgute noch ein Wein-, Deich⸗ 
oder Landgut oder ein weiteres Waldgut, ſo können unbeſchadet abweichender 
Beſtimmungen des Erblaſſers die als Hutserben Berufenen in der Reihenfolge 
ihrer Berufung je ein Gut wählen. Sind mehr Güter als Berechtigte vorhanden, 
ſo wird die Wahl in der gleichen Reihenfolge wiederholt; die Auflöſungsbehörde 
kann jedoch auf Antrag einem Gutserben, und zwar zunächſt dem zuerſt Be⸗ 
rufenen, nach Anhörung auch der übrigen Gutserben geſtatten, mehrere benach⸗ 
barte Güter vorweg zu wählen, wenn ihre gemeinſchaftliche Bewirtſchaftung durch 
einen Gutserben zweckmäßig erſcheint; die Entſcheidung iſt dem Nachlaßgerichte 
mitzuteilen. Der Mehrbetrag der Nachlaßverbindlichkeiten ($ 14 Abſ. 1 Satz 2, 
Abſ. 2 des genannten Höfegeſetzes) iſt auf die Gutserben und die Güter nach. 
Verhältnis des Anrechnungswerts der Güter zu verteilen. Das Eigentum an den 
Gütern geht mit der Auseinanderſetzung auf die Gutserben über; im Zweifels 
fall iſt der Zeitpunkt des Überganges vom Nachlaßgerichte feſtzuſtellen. Die Be⸗ 
ſtimmungen des § 24 Ziffer 2 Abſ. 2 des genannten Höfegeſetzes gelten entſprechend. 

(4) Gehört das Waldgut zu einer ehelichen oder fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft, ſo gelten für die Auseinanderſetzung der Gütergemeinſchaft die Beſtim⸗ 
mungen des Abſ. 1 entſprechend. Das Eigentum an dem Waldgute geht mit der 
Auseinanderſetzung auf den Gutserben über. Macht der überlebende Ehegatte 
von der ihm nach dem ehelichen Güterrechte zuſtehenden Befugnis zur Übernahme 
des Gutes Gebrauch, fo gilt er als Gutserbe; die Beſtimmungen der Sätze 1 
und 2 ſind anwendbar. 

(5) Die Auflöſungsbehörde oder das Nachlaßgericht hat auf Antrag eines 
Beteiligten eine gütliche Vereinbarung über die Auseinanderſetzung hinſichtlich des 
Waldguts zu verſuchen und hierbei auf Erhaltung der Leiſtungsfähigkeit des 
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Waldguts hinzuwirken. Die Beſtimmungen des § 20 Abſ. 4 und 5 und des § 21 
des Geſetzes, betreffend das Anerbenrecht bei Renten⸗ und Anſiedlungsgütern, vom 
8. Juni 1896 (Gefekfamml. S. 124) gelten entſprechend, an die Stelle der 
Generalkommiſſion tritt die Auflöſungsbehörde. Dieſe kann auf Antrag eines 
Beteiligten nach Anhörung auch des Gutserben beſtimmen, daß die Abfindung 
nicht in Rentenform gewährt werden ſoll, ſofern die Verhältniſſe des Beteiligten 
dies erfordern und die Leiſtungsfähigkeit des Waldguts nicht gefährdet wird , 
die Auflöſungsbehörde hat die Anordnung dem Nachlaßgerichte mitzuteilen. Sie 
kann nach Anhörung des Berechtigten und des Gutserben die zur Sicherung der 
Abfindung nötigen Maßnahmen treffen und zu dieſem Zwecke das Grundbuchamt 
um Eintragung einer entſprechenden Sicherheit auf dem Waldgut erſuchen. Eine 
Belaſtung über die Hälfte des Gutswerts iſt tunlichſt zu vermeiden (§ 12 Abſ. 5). 
Die Auflöſungsbehörde kann beim Vorliegen beſonderer Gründe nach Anhörung 
des Rentenberechtigten und des Gutserben auch beſtimmen, daß der Berechtigte 
die Ablöſung der Erbabfindungsrente beanſpruchen kann. Wird von einer öffent⸗ 
lichen Kreditanſtalt dem Eigentümer des Waldguts zur Ablöſung einer im Grund⸗ 
buch eingetragenen Abfindung ein Tilgungsdarlehn gewährt, jo gelten die Ber 
ſtimmungen des § 31 des Geſetzes, betreffend das Anerbenrecht bei Landgütern in 
der Provinz Weſtfalen, vom 2. Juli 1898 (Geſetzſamml. S. 139) entſprechend. 
Eine Zwangsverſteigerung des Waldguts zur Beitreibung von Abfindungs⸗ 
forderungen findet nicht ſtatt. 

(6) Die Befugnis des Gutseigentümers, über das Waldgut von Todes 
wegen abweichend zu verfügen, bleibt unberührt. Auf Grund letztwilliger An⸗ 
ordnung des Gutseigentümers kann das Waldgut jedoch nicht mit Reallaſten und 
nur bis zur Hälfte des Gutswerts mit Hypotheken, Grundſchulden und Renten⸗ 
ſchulden belaſtet werden, ſoweit die Auflöſungsbehörde nicht ein anderes geſtattet. 
Hinſichtlich der Veräußerung und Teilung des Waldguts oder von Teilen des 
Waldguts ſowie der Zuschreibung von Grundſtücken zu dem Waldgut und hin⸗ 
ſichtlich der Veräußerungen im Wege der Zwaugsvollſtreckung verbleibt es auch 
gegenüber letztwilligen Anordnungen bei den Beſtimmungen des § 12 Abf. 3 
bis 6. Die Anwendbarkeit der Beſtimmungen gemäß § 10 Siffer II der Ver⸗ 
ordnung über Familiengüter bleibt durch letztwillige Anordnungen unberührt. 

(7) Die Auflöſungsbehörden bleiben für die ihnen in den §§ 12 und 13 
zugewieſenen Aufgaben bis zum Erlaß anderweitiger Beſtimmungen auch nach 
Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins weiter zuſtändig. 

() Der Juſtizminiſter kann Ausführungsbeſtimmungen zur näheren Aus⸗ 
geſtaltung des Verfahrens erlaſſen und weitere Beſtimmungen über die Berechnung 
des Gutswerts treffen. 

(e) Die Beſtimmungen der geltenden Anerbengeſetze find auf die Wald⸗ 
güter nicht anwendbar. 

i 914. 

5 Waldſtiftungen. 
Auf Antrag des Beſitzers (Anfallberechtigten), in deſſen Hand das Familien⸗ 
fideikommiß freies Vermögen geworden iſt, kann die Auflöſungsbehörde zum Ver⸗ 


zu 


mögen gehörige Waldungen, ſofern ihre geſchloſſene Erhaltung im öffentlichen 
Intereſſe liegt, vor Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins in eine Stiftung 
umwandeln. Dabei können der Stiftung auch andere Gegenſtände einverleibt 
werden, die ſich gemäß § 12 Abſ. 1 zur Bildung eines ldguts eignen 
Waldgutsſtiftung). Die Waldgutsſtiftung bedarf der Genehmigung des 
Juſtizminiſters und des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forften. 
Der Antrag auf Bildung der Stiftung kann auf Grund eines Familien⸗ 
ſchluſſes mit Zuſtimmung des Anfallberechtigten ($ 2) ſchon vor der Auflöſung 
($ 3) geſtellt werden; vor dem Umwandlungsbeſchluß und der Feſtſtellung 
der Satzungen ſind der Beſitzer und der nächſte Folgeberechtigte zu hören. Bei 
Feſtſtellung der Satzung (§ 32 Abſ. 2) iſt auf die Erhaltung der Einheit und 
Leiſtungsfähigkeit des Beſitztums hinzuwirken und in geeigneten Fällen den Intereſſen 
des Gemeinwohls durch Regelung des Beſuchs der Waldungen Rechnung zu tragen. 
Die Satzung darf ohne Zuſtimmung des Beſitzers und im Falle des Satzes 3 
ohne Zuſtimmung der Familie in dem Familienſchluſſe nicht beſtimmen, daß die 
Einkünfte des Stiftungsvermögens für andere als für Zwecke der Familienmit⸗ 
glieder verwendet werden ſollen; bei Samtfideikommiſſen iſt in der Satzung auf 
Verteilung ber Einkünfte nach Verhältnis des Wertes der eingebrachten Anteile 
Bedacht zu nehmen. Die Satzung der Stiftung kann nur mit Genehmigung der 
Aufſichtsbehörde geändert werden. 


915. 
Deich⸗ und Weingüter. 

() Die Beſtimmungen der §§ 12 bis 14 gelten entſprechend für Deichgüter 
ſowie für Weingüter. Die Vorlegung eines Wirtſchaftsplans (§ 12 Abf. 7) 
findet nicht ſtatt. Die Vorſchriften des § 12 Abſ. 1 Satz 5 und Abſ. 10 ſind 
nicht anwendbar. 5 

e) Zu Deichgütern find ſolche zu einem weſentlichen Teile aus deichpflichtigen 
Grundſtücken beſtehende land⸗ oder forſtwirtſchaftliche Familiengüter zu erklären, 
deren Fortbeſtand nach dem Gutachten des Deichamtes mit Rückſicht auf die gute 
bauliche Erhaltung der Deiche oder auf die Gewinnung oder Erhaltung von Weide⸗ 
land durch Polderdeiche im öffentlichen Intereſſe liegt. 

(3) Zum Beſtandteil eines Weinguts im Sinne dieſer Beſtimmungen können 
auch zerſtreut liegende, dem Weinbau dienende Grundſtücke ſowie zur Bewirtſchaftung 
und Erhaltung des ganzen Gutes erforderliche land⸗ oder forſtwirtſchaftlich ge⸗ 
nutzte, bisher fideikommiſſariſch gebundene Grundſtücke gemacht werden. 


9816. 
Landgüter. 

(1) Auf Antrag des Beſitzers kann mit Zuſtimmung des zuſtändigen Landes⸗ 
kulturamts ein zur Zeit fideikommiſſariſch gebundenes, landwirtſchaftlich genutztes 
Beſitztum, deſſen Beſtandteile wirtſchaftliche Zuſammengehörigkeit beſitzen und 
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einſchließlich der Wieſen, ausſchließlich jedoch der zugehörigen Wald- und Waſſer⸗ 
flächen, nicht mehr als 1500 Hektar umfaſſen, ſamt dem zugehörigen Wirtſchafts⸗ 
inventar zum „Landgut“ im Sinne dieſer Beſtimmung erklärt werden, ſoweit 
die geſchloſſene Erhaltung des Beſitztums im öffentlichen Intereſſe liegt. Ein 
ſolches kann namentlich bei Gütern angenommen werden, die in wirtſchaftlicher 
und ſozialer Hinſicht vorbildlich wirken oder für die Entwicklung der Landwirt 
ſchaft von hervorragender Bedeutung ſind. Die Erklärung als Landgut ſoll nur 
ftattfinden, wenn fie mit einer den gemeinwirtſchaftlichen Intereſſen entſprechenbden 
Grundbeſitzverteilung ſowie mit den Zielen der inneren Koloniſation vereinbar if. 

(2) Die wirtſchaftliche Zuſammengehörigkeit iſt in der Regel bei Grund. 
ſtücken, die von demſelben Gutshof aus bewirtſchaftet werden, anzunehmen. 
Sie wird durch eine Verpachtung zerſtreut liegender Höfe und Grundſtücke nicht 
ausgeſchloſſen, wenn die Pachtgrundſtücke ſchon ſeit längerer Zeit zu dem Gute 
gehören, durch länger andauernde Pachtverträge mit dem Gute verbunden bleiben 
und die Aufrechterhaltung des Pachtbetriebs von der Landwirtſchaftskammer als 
im öffentlichen Intereſſe liegend bezeichnet wird. 

(3) Auf die Landgüter find die Beſtimmungen der $$ 12 bis 14, $ 15 
Abſ. 1 Satz 2 und 3 entſprechend anzuwenden. a 


E% 
Gemeinnützige Anſtalten und Leitungen. 

() Kranken, Armen⸗ und Waiſenhäuſer ſowie andere gemeinnützige An⸗ 
ſtalten und Einrichtungen, die zum Fideikommißvermögen gehören, können nach 
Beginn der Zwangsauflöſung auf Antrag des Beſitzers mit Zuſtimmung des 
nächſten Folgeberechtigten und des Anfallberechtigten (§ 2) durch Beſchluß der 
Auflöſungsbehörde auf den Staat, eine Gemeindebehörde, einen Armenverband, 
eine Stiftung oder eine andere Rechtsperſon mit deren Zuſtimmung übertragen 
oder in eine Stiftung umgewandelt werden; bei Feſtſtellung der Satzung einer 
ſolchen Stiftung iſt auf die Rechte und Intereſſen der Familienmitglieder tunlichſt 
Rückſicht zu nehmen. Die Auflöſungsbehörde hat auf die Stellung entſprechender 
Anträge, und zwar ſchon vor Auflöſung des Familienfideikommiſſes, hinzuwirken, 
wenn die Erhaltung der Anſtalt oder Einrichtung im öffentlichen Intereſſe liegt. 
Der Übergang des Vermögens tritt mit der Rechtskraft des Beſchluſſes der Auf⸗ 
löſungsbehörde ein. Im Falle der Übertragung hat der Beſchluß deren Bedin— 
gungen feſtzuſetzen, insbeſondere über die Unterhaltung und Benutzung der Anſtalt 
zu beſtimmen. 

(2) War der Beſitzer vor Auflöſung des Familienfideikommiſſes zur Unter⸗ 
haltung oder Unterſtützung einer gemeinnützigen Anſtalt oder Einrichtung oder zu 
anderen gemeinnützigen Leiſtungen verpflichtet, ſo bleibt die Verpflichtung zur 
Fortgewährung der Leiſtungen, ſoweit nicht nach Inhalt einer gemäß Abſ. 1 er⸗ 
folgten Regelung ein anderes zu gelten hat, auch nach der Auflöſung beſtehen. 
Im Streitfall entſcheidet über das Beſtehen der Leiſtungspflicht auf Antrag 
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eines Beteiligten (Beſitzer, Anſtaltsvertreter, Staat, Gemeinde uſw.) die Auflöſungs⸗ 

behörde; § 28 Abſ. 1 Satz 2 iſt anwendbar. Die Auflöſungsbehörde kann beim 
Vorliegen beſonderer Umſtände auf Antrag des Beſitzers nach freiem Ermeſſen 
eine Minderung oder den Wegfall der Leiſtungspflicht beſtimmen, wenn die Auf⸗ 
rechterhaltung der vollen Leiſtungspflicht in Anbetracht der Zwangsauflöſung des 
Familiengut3 und mit Rückſicht auf die Wirtſchaftslage des Familienguts und 
ſeines Inhabers unbillig erſcheint, oder wenn das Bedürfnis nach Aufrecht- 
erhaltung der Anſtalt oder der gemeinnützigen Leiſtungen infolge Aufhebung des 
Fideikommiſſes und der dadurch herbeigeführten Anderung in den Verhältniſſen 
bes Gutes und ſeiner Umgebung weggefallen oder erheblich abgeſchwächt iſt. 

(3) Die Auflöſungsbehörde hat vor Erteilung des Fideikommißauflöſungs⸗ 
ſcheins die zur Sicherung der Leiſtungen erforderlichen Maßnahmen zu treffen, 
wenn die Leiſtungspflicht feſtſteht; ſie kann namentlich die Eintragung einer 
Reallaſt oder Rentenſchuld auf zum Vermögen gehörigen Grundſtücken zugunſten 
der Anſtalt, Stiftung oder ſonſtigen Rechtsperſon oder eines von ihr zu be 
ſtellenden Pflegers (Treuhänder) anordnen und das Grundbuch um die erforder⸗ 
lichen Eintragungen erſuchen. Sie kann ferner die Auswerfung und Hinterlegung 
von Kapitalien aus dem Fideikommißvermögen und zur Beſchaffung der erforder⸗ 
lichen Geldmittel die Veräußerung von Grundbeſitz aus dem Vermögen an⸗ 
ordnen; zu einer ſolchen Veräußerung ſoll nur geſchritten werden, wenn der 
Beſitzer zuſtimmt oder auf andere Weiſe eine Sicherung nicht zu ermöglichen iſt. 

() Die Auflöſungsbehörke kann die Auswerfung und Hinterlegung von 
Kapitalien auf Antrag des Beſitzers auch zur Ablöſung regelmäßig wiederkehrender 
gemeinnütziger Leiſtungen, insbeſondere von Naturalleiſtungen, anordnen, zu denen 
der Beſitzer nach Feſtſtellung der Auflöſungsbehörde verpflichtet iſt. Auf Antrag 
eines Beteiligten ſind ferner ſolche Leiſtungen abzulöſen, die nach bisherigem Rechte 
einer Anſtalt gegenüber dem Beſitzer oder der Familie oblagen. Die näheren 
Beſtimmungen zur Ablöſung der Leiſtungen (Satz 1 und 2) trifft die Auflöſungs⸗ 
behörde nach freiem Ermeſſen. 

(6) Vor den Maßnahmen aus Abſ. 1, 3 oder 4 einſchließlich der Feſtſtellung 
der Satzung einer Stiftung und vor den Entſcheidungen aus Abſ. 2 find außer 
dem Beſitzer und außer dem Übernehmer einer Anſtalt auch der nächſte Folge⸗ 
berechtigte und der Anfallberechtigte zu hören. Ferner iſt der Regierungspräſident 
des Bezirkes zu hören, in dem die Anſtalt oder Einrichtung ſich befindet. Von der 
Anhörung des Regierungspräſidenten kann in Fällen von minderer Bedeutung 
abgeſehen werden; hierüber entſcheidet die Auflöſungsbehörde endgültig. 


i 8 18. 
Die Erhaltung von Kunſtwerken und Sammlungen. 

() Gehören zu einem Familienfideikommiß Gegenſtände, die einen beſonderen 
künſtleriſchen, wiſſenſchaftlichen oder geſchichtlichen Wert rg namentlich Samm⸗ 
lungen (Gemäldegalerien, Büchereien, Archive uſw.), fo hat die Auflöſungsbehörde 
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Vorſorge zu treffen, daß die Gegenſtände dem Inland erhalten werden und darauf 
hinzuwirken, daß vorhandene Sammlungen zuſammenbleiben, ſoweit das öffentliche 
Intereſſe es erfordert; dies gilt insbeſondere, wenn die Beſorgnis beſteht, daß 
ein Archiv in Verluſt geraten möchte. Mit Zuſtimmung des Beſitzers, des nächſten 
Folgeberechtigten und des Anfallberechtigten kann die Auflöſungsbehörde namentlich 
die Umwandlung von Sammlungen in eine Stiftung oder ihre Übertragung auf 
eine ſolche oder auf eine andere Rechtsperſon anordnen; der Übergang des Eigen- 
tums erfolgt mit Rechtskraft der Beſchlüſſe der Auflöſungsbehörde; in dem 
Beſchluſſe ſind die Bedingungen der Übertragung feſtzuſetzen. Bei Feſtſtellung der 
Satzung einer Stiftung iſt im Einvernehmen mit dem Beſitzer für zureichende 
Ausſtattung der Stiftung mit Geldmitteln aus dem Fideikommißvermögen Vor⸗ 
ſorge zu treffen und den Intereſſen des Gemeinwohls durch Anordnung einer 
entſprechenden Beſuchs⸗ und Benutzungsordnung Rechnung zu tragen. Legt der 
Beſitzer Beſchwerde wegen einer Satzungsbeſtimmung ein, der er nicht zugeſtimmt 
hat, ſo iſt der Umwandlungsbeſchluß aufzuheben. 

(2) Die Erteilung der Genehmigung zu Verfügungen gemäß den §§ 1, 2 
Abſ. 2 der Verordnung über den Schutz von Denkmalen und Kunſtwerken vom 
8. Mai 1920 Geichs⸗Geſetzbl. S. 913) liegt in Anſehung der zum Fideikommiß⸗ 
vermögen gehörigen Gegenſtände der Auflöſungsbehörde ob. Der Beſitzer kann 
beantragen, daß der Kreis der zum Familiengute gehörigen Gegenſtände, auf 
welche das Verbot des § 1 der genannten Verordnung Anwendung finden ſoll, 
durch die Auflöſungsbehörde feſtgeſtellt wird. In dieſem Falle hat die Auf⸗ 
löſungsbehörde dem Beſitzer eine angemeſſene Friſt zu beſtimmen, binnen welcher 
er ihr ein Verzeichnis der zum Vermögen gehörenden Gegenſtände von geſchicht⸗ 
lichem, wiſſenſchaftlichem oder künſtleriſchem Werte unter Verſicherung der 
Richtigkeit ſeiner Angaben einzureichen hat; ſie kann von ihm eine eidesſtattliche 
Verſicherung über die Richtigkeit und Vollſtändigkeit des Verzeichniſſes fordern. 
Sie hat ſodann nach Anhörung des Beſitzers auf Grund einer Sachunterſuchung, 
in geeigneten Fällen auf Grund einer Augenſcheinseinnahme oder einer gutachtlichen 
Außerung von Sachverſtändigen zu entſcheiden, inwieweit ein beſonderes öffent⸗ 
liches Intereſſe an der Bewahrung der Gegenſtände im Inland und der Er⸗ 
haltung der vorhandenen Sammlungen beſteht und demgemäß die Vorſchriften 
der genannten Verordnung auf die zum Fideikommißvermögen gehörenden Gegen, 
ſtände Anwendung finden ſollen. Vor der Entſcheidung iſt der Provinzial⸗ 
konſervator (Bezirks-, Landes⸗Konſervator) zu hören. Der Beſchluß des Auf: 
löſungsamts iſt auch dem Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 
zuzuſtellen; dieſer kann innerhalb zwei Monaten auf Entſcheidung des Landes⸗ 
amts für Familiengüter antragen. 

(3) Bei Maßnahmen aus Abſ. 1 und 2 iſt die Vorſchrift des § 17 Abſ. 5 
Satz ! entſprechend anwendbar. 

( Die Beſtimmungen des Abf. 2 gelten vom Inkrafttreten dieſer Ver⸗ 
ordnung ab für alle Familienfideikommiſſe bis zur Erteilung des Fideikommiß⸗ 
auflöſungsſcheins; die Aufgaben der Auflöſungsbehörden liegen bis zum 1. April 
1921 den Aufſichtsbehörden ob. 
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3. Abſchnitt. 
Die Verſorgung. 
9. 
Die Anſprüche der Verſorgungsberechtigten. 

(1) Die den Familienmitgliedern ſtiftungsmäßig oder geſetzlich zuſtehenden 
Anſprüche auf Verſorgung (Unterhalt, Apanage, Ausſteuer, Wittum, Studien- und 
Erziehungsgelder uſw.) bleiben unberührt und gelangen nach Maßgabe des bis⸗ 
herigen Rechtes auch für die Angehörigen der nach Beginn der Zwangsauflöſung 
wegfallenden Beſitzer zur Entſtehung. 

(2) Verſorgungen, die bisher in der Familie ohne nachweisbaren Rechts⸗ 
grund üblicherweiſe gewährt wurden und mangels Auflöſung der Familiengüter 
vorausſichtlich weitergewährt worden wären, ſind von dem Beſitzer auch nach 
Beginn der Zwangsauflöſung weiterzuleiſten; eine vorübergehend erfolgte Ein⸗ 
ſtellung der Leiſtung iſt für die Beurteilung der Leiſtungspflicht unbeachtlich. 
Abſ. 1 gilt entſprechend. 

(3) Die Witwe und die ehelichen Abkömmlinge ſowie die Eltern eines nach 
dem 1. April 1921 verſtorbenen Beſitzers können von dem zur Nachfolge ge⸗ 
langten Anwärter (Abſ. 1) eine angemeſſene Verſorgung aus dem Vermögen ver⸗ 
langen, ſoweit ihnen nicht bereits nach Abſ. 1 oder 2 ein Anſpruch auf aus⸗ 
reichende Verſorgung (Satz 4) zuſteht, und fie nicht imſtande find, ſich ſelbſt zu 
unterhalten, auch nicht von einem anderen, insbeſondere aus einer mit dem 
Familienfideikommiſſe zuſammenhängenden Stiftung Unterhalt zu beanſpruchen 
haben oder erhalten. Das Recht beſteht unbeſchadet der Vorſchrift des Abſ. 6 
nicht, wenn der Beteiligte auf ſeine Anrechte an dem Familiengute verzichtet hat. 
Es ſteht entfernteren Abkömmlingen nicht zu, ſolange ein näherer Abkömmling 
vorhanden iſt, der ſie im Falle der geſetzlichen Erbfolge ausſchließen würde. Das 
Maß der Verſorgung beſtimmt ſich nach den Vorſchriften der §§ 1610, 1611 
Abſ. 1 und 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, umfaßt jedoch auch die zur Erfüllung 
geſetzlicher Unterhaltspflichten gegenüber den ehelichen Abkömmlingen des Ver⸗ 
ſorgungsberechtigten erforderlichen Beträge. Als Verſorgung iſt in der Regel 
eine Geldrente aus dem Vermögen zu gewähren; die Vorſchriften des § 760 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs gelten entſprechend. Bei einer Anderung der Verhältniſſe 
kann der Rentenſchuldner eine Herabſetzung oder Beſeitigung, der Berechtigte 
eine Erhöhung der Rente beanſpruchen. Die Entſcheidung hierüber ſteht der 
Auflöſungsbehörde zu. 

(6) Die Verſorgung kann mit Einverſtändnis der Beteiligten oder ihrer 
geſetzlichen Vertreter auch dadurch gewährt werden, daß die Berechtigten, ins⸗ 
beſondere minderjährige oder gebrechliche Abkömmlinge ſowie die Witwe des Vor⸗ 
beſitzers, auf dem Familiengut unterhalten und — ſoweit bei minderjährigen 
Abkömmlingen ein Bedürfnis beſteht — erzogen werden. 

(s) Die Auflöſungsbehörde kann auf Antrag beim Vorliegen beſonderer 
Billigkeitsgründe beſtimmen, daß Abkömmlinge eines früheren Beſitzers, die nach 
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Abf. 1 bis 3 verſorgungsberechtigt find, aus dem Fideikommißvermögen eine an⸗ 
gemeſſene Ausſtattung ($ 1624 des Bürgerlichen Geſetzbuchs), Töchtern und 
Enkelinnen insbeſondere eine Ausſteuer ($ 1620 des Bürgerlichen Geſetzbuchs) zu 
gewähren iſt, ſoweit ſie eine ſolche aus ihrem eigenen Vermögen nicht beſchaffen 
oder von einem andern nicht erhalten können. Die Gewährung der Ausſtattung 
oder Ausſteuer unterbleibt, ſoweit die Befriedigung bereits geltend gemachter Ver⸗ 
ſorgungsanſprüche (Abſ. 1 bis 4) oder der angemeſſene Unterhalt des Beſitzers 
oder die volkswirtſchaftlich zweckmäßige Bewirtſchaftung des Vermögens dadurch 
gefährdet werden. Der Wert der Ausſtattung oder Ausſteuer iſt auf die Ver⸗ 
ſorgung anzurechnen. In Streitfällen entſcheidet die Auflöſungsbehörde. Dieſe 
kann auf Antrag des Beſitzers beim Vorliegen beſonderer Gründe auch die teil⸗ 
weiſe Rückzahlung des Wertes einer empfangenen Ausſtattung oder Ausſteuer ins, 
beſondere dann anordnen, wenn ſich herausſtellt, daß die Verſorgungspflicht weg, 
gefallen iſt. 

(6) Die Auflöſungsbehörde kann auf Antrag auch den im Abſ. 3 bezeich- 
neten Angehörigen eines vor dem 1. April 1921 verſtorbenen Beſitzers, ſofern ſie 
dieſem gegenüber bei ſeinem Tode pflichtteilsberechtigt waren oder beim Wegfall 
eines Abkömmlings des Beſitzers geweſen wären, oder eines, insbeſondere infolge 
des Krieges, vorzeitig verſtorbenen Anwärters, von dem anzunehmen iſt, daß er 
unter gewöhnlichen Umſtänden zur Nachfolge gelangt und noch im Beſitze des 
Vermögens wäre, oder einem Familienmitgliede, das auf die Anrechte an dem 
Familiengute verzichtet hat und mangels des Verzichts verſorgungsberechtigt wäre, 
aus beſonderen Gründen im Falle der Bedürftigkeit vorübergehend oder dauernd 
eine billige Verſorgung aus dem Familiengut in den Grenzen der Beſtimmungen 
aus Abſ. 3 bis 5 zuerkennen. Dies gilt nicht, ſoweit dadurch eine die öffent⸗ 
lichen und volkswirtſchaftlichen Intereſſen gefährdende Ausnutzung des Vermögens 
einträte oder ausreichende Mittel zur Befriedigung der Verſorgungsberechtigten 
(Abſ. 1 bis 3) aus dem Vermögen ohne Gefährdung eines angemeſſenen Unter; 
halts des Beſitzers aus dem Vermögen nicht zu gewinnen wären. 

(7) Die Verſorgungsanſprüche ſtehen den Angehörigen auch gegenüber dem 
Anfallberechtigten zu, dem das Vermögen gemäß $ 2 oder infolge Wegfalls aller 
folgeberechtigten Familienmitglieder anfällt; die Beſtimmungen der vorſtehenden 
Abſätze gelten ſinngemäß. . 

(8) Die Geſchwiſter und die Mutter des bei Beginn der Zwangsauflöſung 
vorhandenen Beſitzers können, wenn ihnen ein Verſorgungsrecht gemäß Abſ. 1 
zuſteht, auf Grund deſſen ihnen tatſächlich eine Verſorgung gewährt wurde, ver⸗ 
langen, daß ihre Bezüge bis zum Wegfalle des Beſitzers auf insgeſamt ein Fünftel 
des durchſchnittlichen Reineinkommens des Beſitzers aus dem Fideikommißvermögen 
in den drei letzten Wirtſchaftsjahren erhöht werden, ſofern nicht die Erhöhung 
der Verſorgungsanſprüche mit Rückſicht auf die Geſamteinkünfte und die Ver⸗ 
mögenslage der Beteiligten als unangemeſſen erſcheint. An die Stelle eines 
verſtorbenen Bruders oder einer verſtorbenen Schweſter treten deren eheliche 
Abkömmlinge. Bei Berechnung des Reineinkommens ſind die aus den Einkünften 
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bes Vermögens zahlbaren Schulden einſchließlich der Verſorgungen und Steuern, 
mit Ausnahme jedoch der Einkommenſteuern abzuſetzen. Im Streitfall entſcheidet 
die Auflöſungsbehörde über die den einzelnen Verſorgungsberechtigten zuſtehenden 
Anſprüche nach freiem Ermeſſen. 

6) Die Auflöſungsbehörde kann zur Wahrung der Rechte der Verſorgungs⸗ 
berechtigten, namentlich auch der zukünftigen oder ungewiſſen, oder zur Verwaltung 
der Verſorgungsmaſſen einen Pfleger beſtellen; die Beſtimmungen des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs über die Pflegſchaft gelten entſprechend; an die Stelle des Vormund⸗ 
en tritt die Auflöſungsbehörde; fie hat die Tätigkeit des Pflegers zu 

eaufſichtigen. Vor Anordnung der Pflegſchaft find die Beteiligten tunlichſt zu hören. 

(10) Über Anſprüche auf Leiſtung von Verſorgungen oder Rückzahlungen 
Abſ. 5) entſcheiden die Auflöſungsbehörden unter Ausſchluß des Rechtswegs. 

(11) Die Auflöſungsbehörde hat vor der Entſcheidung außer dem bei der 
Entſcheidung unmittelbar beteiligten Familienmitgliede den Beſitzer, den nächſten 

olgeberechtigten, den Anfallberechtigten und den Pfleger zu hören; von der An⸗ 
örung des nächſten Folgeberechtigten und des Anfallberechtigten kann in gering⸗ 
gigen Fällen abgeſehen werden; hierüber entſcheidet das Auflöſungsamt endgültig. 


20. 
Die Leiſtungen der Verſorgungspflichtigen. 

(1) Die ſtiftungsmäßigen Beſtimmungen über die Aufbringung der zur 
Verſorgung erforderlichen Mittel, insbeſondere über die dem Beſitzer auferlegten 
Beiträge bleiben, ſolange verſorgungsberechtigte Familienmitglieder vorhanden ſind, 
gegenüber dem Beſitzer, in deſſen Hand das Vermögen frei wird, beſtehen, ſoweit 
nicht die Verſorgung in anderer Weiſe ſichergeſtellt iſt. 

) Sind ausreichende Mittel zur Befriedigung der Berechtigten nicht vor⸗ 
handen, ſo kann die Auflöſungsbehörde auf Antrag des Beſitzers, des nächſten 
Folgeberechtigten, des Anfallberechtigten oder eines Verſorgungsberechrigten die 
Bildung einer Verſorgungsmaſſe aus dem Familienfideikommißvermögen anordnen 
oder einer bereits vorhandenen Maſſe zur Erfüllung der Verſorgungsanſprüche 
einen angemeſſenen Betrag aus dem Vermögen zuweiſen. Sie kann daneben an⸗ 
ordnen, daß der Beſitzer regelmäßige Beiträge zur Verſorgungsmaſſe zu leiſten 
hat. Sie kann auch an Stelle der Bildung einer Verſorgungsmaſſe anordnen, 
daß der Beſitzer Rücklagen für ſeine nicht folgeberechtigten Hinterbliebenen 
und andere bedürftige Familienmitglieder (§ 19 Abſ. 3 und 6) zu zahlen hat 
(Familienkaſſe). Sie iſt befugt, dabei den Betrag feſtzuſetzen, nach deſſen An⸗ 
ſammlung die Pflicht zur Leiſtung von Beiträgen oder Rücklagen ruhen ſoll. 
Sie kann den Beſitzer von der Verpflichtung zur Aufbringung von Rücklagen 
zur Familienkaſſe oder von Beiträgen ganz oder teilweiſe befreien, wenn anzu⸗ 
nehmen iſt, daß er Verſorgungsberechtigte nicht oder nicht in ſolcher Zahl hinter⸗ 
laſſen wird, daß eine weitere Anſammlung noch erforderlich erſcheint, oder wenn 
bie Verſorgung anderweit geſichert tft. : 
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(3) Die Auflöſungsbehörde hat zur Sicherſtellung der Verſorgungsanſprüche 
nach Beginn der Zwangsauflöſung auf Antrag (Abſ. 2 Satz 1) die erforderlichen 
Sicherungsmaßnahmen zu treffen. Sie kann insbeſondere, von den im Abſ. 2 
und im § 19 Abſ. 9 genannten Anordnungen abgeſehen, die Eintragung einer 
Sicherungshypothek, einer Grund⸗ oder Rentenſchuld, einer Reallaſt oder eines 
Nießbrauchrechts anordnen und das Grundbuchamt um entſprechende Eintragung 
erſuchen. Sie kann beſtimmen, daß zum Familienfideikommiß gehörige Wert 
papiere, mit der Wirkung, daß an dieſen ein Pfandrecht entſteht, hinterlegt 
werden oder die zur Verſorgung dienenden Gelder nach den für die Anlegung 
von Mündelgeldern geltenden Beſtimmungen verzinslich anzulegen ſind, ſoweit ſie 
nicht zur Beſtreitung von Ausgaben bereitgehalten werden müſſen. 

() Sind ausreichende Mittel zur Befriedigung der Verſorgungsberechtigten 
aus dem Fideikommißvermögen ohne Gefährdung des volkswirtſchaftlichen Wertes 
des Vermögens und eines angemeſſenen Unterhalts des Beſitzers aus dem Fidei⸗ 
kommißvermögen nicht zu gewinnen, ſo können die Leiſtungen auf Antrag des 
Beſitzers durch Beſchluß der Auflöſungsbehörde entſprechend der Bedürftigkeit der 
Empfänger gekürzt werden. Die Aufſichtsbehörde kann eine Kürzung ferner an⸗ 
ordnen, ſoweit die Reineinkünfte des Beſitzers aus dem Fideikommißvermögen 
nach Abzug der aus den Einkünften zahlbaren Schulden einſchließlich der Verſor⸗ 
gungen und der Steuern außer der Einkommenſteuer ohne feine Schuld, insbe⸗ 
ſondere infolge ſeiner Verpflichtuug zur Zahlung von Abfindungen gemäß § 4 
geringer ſind, als eine nach § 19 Abſ. 1 oder 2 geſchuldete Verſorgung. Der 
Beſitzer haftet auch perſönlich für die auf feine Beſitzzeit entfallenden Leiſtungen, 
für die Vergangenheit indeſſen nur von der Zeit ab, zu der er in Verzug 

gekommen oder der Anſpruch bei der Auflöſungsbehörde geltend gemacht worden iſt. 
: (5) Die Beſtimmungen der vorſtehenden Abſätze gelten ſinngemäß, wenn 
das Vermögen auf einen Anfallberechtigten (§ 19 Abſ. 7) übergeht. i 

(6) Vor Entſcheidungen über die Verſorgungsmaſſen und Familienkaſſen 
ſowie über die Sicherſtellung hat die Auflöſungsbehörde die Verſorgungsberech⸗ 
tigten zu hören; davon kann abgeſehen werden hinſichtlich der Beteiligten, bet 
denen keine wichtigen Intereſſen in Betracht kommen hierüber entſcheidet das 
Auflöſungsamt endgültig. Im übrigen gilt § 19 Abſ. 11 entſprechend. 


8 21. 
Die Verſorgungsmaſſen. 5 

(1) Die zugunſten der Verſorgungsberechtigten beſtehenden ſelbſtändigen 
Stiftungen bleiben von der Auflöſung des Familienfideikommiſſes unberührt. 
Die Auflöſungsbehörde kann ihre Satzungen auf Antrag des Vorſtandes na 
Anhörung der Beteiligten ändern. f 

(2) Die zum Familienfideikommiß gehörigen Maſſen werden, ſoweit ſie 
lediglich zum Vorteile des Fideikommißbeſitzers beſtimmt find, mit dieſem allod, 
ſofern die ſtiftungsmäßigen Beſtimmungen nichts anderes anordnen. Iſt eine 
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Maſſe zugleich für den Beſitzer und für die verſorgungsberechtigten Familien⸗ 
mitglieder beſtimmt, ſo hat die Auflöfungsbehörde bis zur Erteilung des Fidei⸗ 
kommißauflöſungsſcheins den zur Verſorgung der Angehörigen beſtimmten Teil für 
dieſe auszuſondern. Im Streitfall entſcheidet die Auflöſungsbehörde über die Zu⸗ 
gehörigkeit der Maſſen. Sie hat ferner darüber zu befinden, ob die von einem 
Beſitzer angeſammelte Familienkaſſe in das Allod fällt oder den vorhandenen Ver⸗ 
ſorgungsmaſſen zuzuſchlagen iſt. Hinterläßt der Beſitzer keine verſorgungsberechtigten 
Angehörigen, fo gehört die Familienkaſſe ſtets zum Nachlaſſe, ſoweit ſie aus 
Allodialmitteln, insbeſondere ohne ſtiftungsmäßigen Zwang aus den Einkünften 
des Familienguts, aufgebracht iſt. — 


6) Die zur fortlaufenden Verſorgung der Familienangehörigen beſtimmten 
Maſſen ſind vor oder nach der Auflöſung bis zur Erteilung des Fideikommiß⸗ 
auflöſungsſcheins durch Beſchluß der Auflöſungsbehörde in Stiftungen umzu⸗ 
wandeln und regelmäßig als dauernde Stiftungen zu erhalten. Solange noch 
verſorgungsberechtigte Angehörige leben, bleiben in der Satzung die Grundſätze 
der §§ 19 und 20 zu beachten. Für andere als für Zwecke der Familien⸗ 
mitglieder dürfen das Stiftungsvermögen und die Einkünfte nicht verwendet 
werden. Die Satzung kann abweichende Beſtimmungen treffen, ſofern dies durch 
einen Familienſchluß zugelaſſen wird. 


(0 Die Satzung hat in der Regel zu beſtimmen, wie das Stiftungs- 
vermögen und die Einkünfte nach Auflöſung des Familienguts und Wegfall der 
Verſorgungsberechtigten zu verwenden ſind; die Beſtimmung kann auch einer 
ſpäteren Anderung der Satzung vorbehalten werden; die Beſtimmungen des Abf. 8 
Satz 4 und 5 gelten entſprechend. Soweit die Einkünfte nicht zur Befriedigung 
der Anſprüche aus § 19 benötigt werden, kann die Verwendung des Stiftungs⸗ 
vermögens oder der Einkünfte zu gemeinnützigen Zwecken beſtimmt werden, wenn 
dies durch einen Familienſchluß zugelaſſen wird, insbeſondere kann die Zuweiſung 
an eine gemeinnützige Anſtalt oder eine mildtätige Stiftung in der Satzung an⸗ 
geordnet werden. Die Satzung kann auch beſtimmen, daß das Stiftungsvermögen 
zur Abfindung von Familienmitgliedern oder zur Verteilung unter dieſe verwandt 
wird oder nach Erlöſchen aller Verſorgungsanſprüche dem letzten Beſitzer, dem 
Anfallberechtigten oder ihren Rechtsnachfolgern zufallen ſoll. 


6) Die Auflöſungsbehörde kann auf Antrag des Beſitzers anordnen, daß 
die Umwandlung der Verſorgungsmaſſen in eine Stiftung (Abſ. 3) unterbleibt, 
wenn dargetan wird, daß kein Grund zur Erhaltung einer dauernden Stiftung 
beſteht, und daß die Verſorgungsmaſſen und die Verwendung ihrer Einkünfte für 
die Verſorgungsberechtigten anderweitig ſichergeſtellt werden; § 19 Abſ. 9 iſt an⸗ 
wendbar. Die Auflöſungsbehörde ſoll gleichzeitig oder ſpäter bis zur Erteilung 
des Fideikommißauflöſungsſcheins nach freiem Ermeſſen beſtimmen, wem die Ver⸗ 
ſorgungsmaſſen nach Erlöſchen der Verſorgungsanſprüche zufallen ſollen, ſoweit 
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hierüber nicht durch einen Familienſchluß beſtimmt wird, die Beſtimmungen des 
Abf. 4 gelten ſinngemäß. 
(e) Die Beſtimmungen des § 20 Abſ. 6 gelten ſinngemäß. Die Auf, 
löſungsbehörde bleibt zur Entſcheidung auch nach der Erteilung des Jideikommiß⸗ 
auflöſungsſcheins zuſtändig. : 


4. Abſchnitt. 
Die Schulden. 
$ 22. 
Die Haftung für die Fideikommißſchulden. 


(1) Nach der Auflöſung des Familienfideikommiſſes verbleibt es bis zur 
rechtskräftigen Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins ($ 31) hinſichtlich der 
Haftung des bisherigen Fideikommißvermögens und des Allodvermögens des 
Beſitzers für die Fideikommiß⸗ und Allodſchulden bei den bis dahin geltenden 
Beſtimmungen (Sperrfriſt). Der Beſitzer kann nur mit Zuſtimmung der Auf⸗ 
löſungsbehörde über Gegenſtände des Fideikommißvermögens verfügen und mit 
Wirkung für das Vermögen Verpflichtungen eingehen. Dies gilt nicht, ſoweit 
nach den bisherigen Beſtimmungen dem Fideikommißbeſitzer die völlig freie 
Verfügung zuſtand; die Auflöſungsbehörde kann jedoch abweichende Anordnungen 
treffen. Sie kann den Beſitzer zur Vornahme beſtimmter Rechtshandlungen all⸗ 
gemein ermächtigen; die Vorſchrift des Abſ. 5 findet Anwendung. Die Be 
ſtimmungen der $$ 1976, 1977 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſind ſinngemäß 
anwendbar; das gleiche gilt von den Beſtimmungen der 89 2014 bis 2017 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs. § 10 Ziffer II, III und § 11 der Verordnung über 
Familiengüter gelten fort. 

e) Nach Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins haftet der Beſitzer 
(Anfallberechtigte), in deſſen Hand das Familienfideikommiß freies Vermögen ge⸗ 
worden iſt, unbeſchadet der Vorſchriften des § 25 Abſ. 6 und 7 und des § 26 
Abſ. 2 und s für die Fideikommißſchulden auch mit dem Allodvermögen und für die 
Allodſchulden auch mit dem früheren Fideikommißvermögen. Fideikommißſchulden 
ſind die perſönlichen Verbindlichkeiten, die den Fideikommißbeſitzer als ſolchen 
treffen und gegenüber der Familie wirkſam ſind einſchließlich der ſich aus $ 6 
ergebenden Verpflichtungen; ihnen ſtehen im Sinne dieſes Abſchnitts gleich die 
perfönlichen Schulden, zu deren Aufnahme durch den Vorbeſitzer der Beſitzer zu⸗ 
geſtimmt hat. Für die Haftung der Anteilsbeſitzer eines aufgelöſten Samtfidei⸗ 
kommiſſes gelten die Beſtimmungen der $$ 2058 bis 2061 des Bürgerlichen 

Geſetzbuchs nach Maßgabe der §8 23 bis 26 entſprechend. 

6) Für die Fruchtſchulden (Revenuenſchulden) haftet der Beſitzer (Abſ. 2) 

nach der Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins auch mit dem Stamme des 
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früheren Fideikommißvermögens. Für die Stammſchulden (Subſtanzſchulden) 
haftet er vom gleichen Zeitpunkt ab mit den Einkünften des früheren Fidei⸗ 
kommißvermögens auch inſoweit dies bisher nicht der Fall war (Allgemeines 
Landrecht II, 4 § 105). 

6) Stiftungen, die aus Verſorgungsmaſſen gebildet find (§ 21 Abſ. 3) und 
gemeinnützige Anſtalten ($ 17) haften vor und nach der Auflöſung des Familien⸗ 
fideikommiſſes für Fideikommißſchulden außer für die Verſorgungsanſprüche und 
die Anſprüche aus der Verwaltung der Maſſen und der Anſtalten, ſoweit bei 
ihnen eine Haftung für Fideikommißſchulden überhaupt beſteht, nur wie ein Bürge. 
Auch mangels Bildung einer Stiftung können Verſorgungsmaſſen für ſolche 
Schulden nur inſoweit in Anſpruch genommen werden, als die Zwangsvollſtreckung 
in das ſonſtige Fideikommißvermögen vergeblich war. Der Beſitzer hat den Ver⸗ 
ſorgungsberechtigten eine dieſer Beſtimmung zuwider erfolgende Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in die Verſorgungsmaſſe anzuzeigen, für die ſchuldhafte Unterlaſſung 
der Anzeige iſt er den Verſorgungsberechtigten auch mit dem Allod haftbar; den 
jeweils Verſorgungsberechtigten ſteht gegen die unberechtigte Zwangsvollſtreckung 
in die Verſorgungsmaſſe ein Widerſpruchsrecht ($ 771 der Sivilprozeßordnung) 
zu. Eine Haftung der aus Beſtandteilen des früheren Fideikommißvermögens 
gebildeten Stiftungen und der gemeinnützigen Anſtalten für Allodſchulden findet 
nicht ſtatt. Das gleiche gilt hinſichtlich der Verſorgungsmaſſen; Satz 3 gilt 
entſprechend. Abweichende ſtiftungsmäßige Beſtimmungen bleiben unberührt. 

(5) Vor der Genehmigung oder Anordnung von Verfügungen über Gegen- 
ſtände des Vermögens ſowie vor der Übertragung von Vermögensſtücken auf 
andere Rechtsperſonen und der Bildung von Stiftungen ($$ 10, 14 bis 18, 21) 
hat die Auflöſungsbehörde feſtzuſtellen, inwieweit durch eine ſolche Maßnahme 
eine Gefährdung der Fideikommißgläubiger oder das Bedürfnis einer beſonderen 
Sicherſtellung der Fideikommißgläubiger entſteht. Sollen vor der Auflöſung des 
Familienguts Sicherungsmaßnahmen zugunſten eines Abfindungs⸗ oder Verſor⸗ 
gungsberechtigten oder eines Angeſtellten getroffen werden, fo iſt insbeſondere zu 
prüfen, ob hierdurch die Anſprüche der übrigen Fideikommißgläubiger auf Sicher- 
ſtellung nach der Auflöſung nicht gefährdet werden. Im Falle eines dringenden 
Bedürfniſſes kann die Auflöſungsbehörde ſchon vor der Auflöſung Anordnungen 
gemäß § 23 Abſ. 1, § 24 Abſ. 1 und 4 zugunſten eines Gläubigers treffen. 
Dieſer und der Beſitzer ſowie der nächſte Folgeberechtigte find vorher zu hören. 


§ 23. 
Die hypothekariſche Sicherſtellung. 

(1) Die Auflöſungsbehörde kann nach Auflöſung des Familienfideikommiſſes 
bis zur Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins auf Antrag der Fideikommiß⸗ 
gläubiger die Sicherſtellung ihrer Anſprüche durch Eintragung von Sicherungs- 
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17 auf den zum Vermögen gehörigen Grundſtücken anordnen, ſoweit ſie 
ie Sicherſtellung mit Rückſicht auf die Auflöſung für erforderlich hält; dies gilt 
auch für die Angeſtellten, Abfindungs- und Verſorgungsberechtigten, ſoweit nicht 
gemäß den §9 4, 7, 20 und 21 eine Sicherſtellung ihrer Anſprüche bereits erfolgt 
iſt. Auf Antrag des Gläubigers oder des Beſitzers kann die Auflöſungsbehörde 
aus beſonderen Gründen auch die Eintragung eines anderen Sicherungsrechts auf 
den Grundſtücken anordnen. Soweit eine beſtehende Sicherheit nicht ausreicht, 
kann die Auflöſungsbehörde auf Antrag des Gläubigers ihre entſprechende Er⸗ 
änzung anordnen. Die Feſtſtellung der Sicherheiten erfolgt durch Beſchluß der 
flöſungsbehörde (§ 25 Abſ. 3). : 


(2) Wenn die Eintragung mehrerer Hypotheken oder fonftiger Belaſtungen 
auf dem gleichen Grundſtücke zu erfolgen hat, gehen in der folgenden Rangordnung 
den übrigen Rechten die folgenden Anſprüche vor, ſoweit ihre Befriedigung oder 
vorzugsweiſe Befriedigung aus dem Fideikommißvermögen überhaupt verlangt 
werden kann: 


1. die Anſprüche aus den öffentlichen Laſten, die den Fideikommißbeſttzer 
als ſolchen treffen, 

2. die Anſprüche aus einer ungerechtfertigten Bereicherung des Fidei⸗ 
kommißvermögens, 


3. die Anſprüche aus Verpflichtungen des Stifters oder desjenigen, durch 

den das Familienfideikommiß erweitert worden iſt, 

4. die Anſprüche wegen Schmälerung des Pflichtteils durch die Fidei⸗ 

kommißſtiftung oder eine ſpätere Erweiterung des Vermögens. 

Die übrigen Anſprüche gelten als gleichberechtigt, ſoweit nicht nach dem 
Ermeſſen der Auflöſungsbehörde Art und Entſtehung des Anſpruchs, insbeſondere 
die frühere Entſtehung eines Anſpruchs oder der Umſtand, daß der Anſpruch aus 
Maßnahmen zur Erhaltung des Vermögens erwachſen iſt, oder daß für die 
Forderung der Stamm des Vermögens haftet, ſeine Bevorzugung als gerechtfertigt 
erſcheinen läßt. Das gleiche gilt beim Zuſammentreffen mehrerer Anſprüche 
innerhalb einer der vorgenannten Rangordnungen. Die Auflöſungsbehörde ent⸗ 
Aae nach freiem Ermeſſen insbeſondere auch darüber, inwieweit Anſprüche von 

ngeftellten, Abfindungs⸗ und Verſorgungsberechtigten anderen Anſprüchen vorgehen 
(s) Hat die Auf löſungsbehörde gemäß Abf. 1 die Eintragung einer Sicherheit 
für eine frühere Stammſchuld hinter einer ſolchen für eine frühere Fruchtſchuld 


angeordnet, ſo kann ſie zugleich beſtimmen, daß letztere der erſteren bei der 


Swangsverfteigerung im Range nachſteht. Dies iſt im Grundbuch auf Erſuchen 
der Auflöſungsbehörde bei beiden Rechten zu vermerken. 


(4) IR die Beſtellung einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld mit 
der Maßgabe erfolgt, daß der Gläubiger Befriedigung aus dem Grundſtücke 
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lediglich im Wege der Zwangsverwaltung ſuchen kann (Revenüenhypotheh, fo 
kann die Auflöſungsbehörde auf Antrag des Gläubigers (Abſ. 1, § 25 Abſ. 3) 
das Grundbuchamt um die Löſchung der Beſchränkung des Rechtes erſuchen. Iſt 
hinter der Belaſtung eine ſolche eingetragen, für welche die gleiche Beſchränkung 
nicht gilt, ſo iſt das Grundbuchamt gleichzeitig zu erſuchen, bei beiden Rechten 
den Vermerk einzutragen, daß das erſtgenannte Recht dem letztgenannten bei einer 
Zwangsverſteigerung im Nange nachſteht, dies gilt nicht in Anſehung einer ge⸗ 
mäß § 25 Abſ. 3 auf Erſuchen der Auflöſungsbehörde eingetragenen Sicherheit 
für eine Fruchtſchuld. a . 

6) Hat die Auflöſungsbehörde die Eintragung einer Sicherheit für eine 
Stammſchuld, für welche die Einkünfte des früheren Fideikommißvermögens nicht 
haftbar waren (§ 22 Abſ. 3 Satz 2), vor Rechten angeordnet, für welche eine Di 
Beſchränkung nicht galt, fo kann fie zugleich beſtimmen, daß die Stammſchuld⸗ 
forderung bei der Zwangsverwaltung des Grundſtücks Rechten, die hinter ihr 
eingetragen ſind, nachſteht. Abſ. 3 Satz 2 gilt entſprechend. 

(e) In den Fällen der Abſätze 3 bis 5 ſind außer dem Beſitzer die be⸗ 
teiligten Gläubiger zu hören. 


$ 24. 
Anderweitige Sicherung. 


c) Die Auflöſungsbehörde kann nach der Auflöſung des Familienfidei⸗ 
kommiſſes ſtatt oder neben der Sicherſtellung gemäß § 23 auf Antrag des Be⸗ 
ſizers oder eines Gläubigers anordnen, daß Gelder, Wertpapiere oder Koſtbar⸗ 
keiten, die zum Fideikommißvermögen gehören, gerichtlich mit der Beſtimmung 
zu hinterlegen ſind, daß ihre Herausgabe nur auf Anordnung der Auflöſungs⸗ 
behörde erfolgen darf. 

(2) Mit der Hinterlegung erwerben die Fideikommißgläubiger an den hinter⸗ 
legten Geldern, Wertpapieren oder Koſtbarkeiten nach näherer Beſtimmung der 
Auflöſungsbehörde ein Pfandrecht. Die Auflöſungsbehörde hat, ſoweit erforder⸗ 
lich, insbeſondere über den Rang der zu ſichernden Anſprüche nähere Beſtim⸗ 
mungen zu treffen; die Vorſchriften des § 23 gelten entſprechend. 


6) Die Auflöſungsbehörde kann auf Antrag des Beſitzers nach Anhörung 

der beteiligten Gläubiger die gänzliche oder teilweiſe Zurücknahme der Sicherheit 
anordnen, ſoweit es einer ſolchen nicht mehr bedarf. 
5 Y An Stelle oder neben einer Sicherſtellung gemäß Abſ. 1 oder § 23 
Abſ. 1 kann die Auflöſungsbehörde auf Antrag des Beſitzers oder eines Gläubigers 
deſſen Sicherſtellung durch andere der im $ 232 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs bezeichneten Sicherungsmittel anordnen und herbeiführen. § 32 Abf. 1 
findet Anwendung. a 
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625. 
Das Sicherungsverfahren während der Sperrzeit. 

(1) Der Beſitzer (Anfallberechtigte), in deſſen Hand das Vermögen frei 
geworden iſt, hat dies bei Vermeidung einer Ordnungsſtraſe bis zu 10 000 Mark 
binnen zwei Monaten ſeit der Auflöſung und der Annahme des Vermögens der 
Auflöſuugsbehörde anzuzeigen. Die Auflöſungsbehörde ſoll ihn alsbald auffordern, 
binnen einer Friſt von wenigſtens zwei Monaten ein Verzeichnis der ihm be⸗ 
kannten Fideikommißgläubiger, auch derjenigen, für deren Forderungen bereits eine 
dingliche Sicherung beſteht, einſchließlich der Abfindungs⸗ und Verſorgungsbe⸗ 
rechtigten einzureichen und nachzuweiſen, daß die Abfindungsberechtigten von der 
Auflöſung in Kenntnis geſetzt ſind. Sie kann beſtimmen, daß das Verzeichnis 
für alle Gläubiger oder beſtimmte Arten von Gläubigern, namentlich für die 
Angeſtellten, auf die Forderung beſchränkt wird, deren Wert mehr als 10 000 
Mark beträgt. Sie kann nach Eingang der Anzeige vom Beſitzer eine eidesſtatt⸗ 
liche Verſicherung über die Richtigkeit und Vollſtändigkeit des Verzeichniſſes ſowie 
nähere Auskunft über Grund und Höhe der Schulden fordern und weitere Er⸗ 
mittlungen über das Beſtehen von Fideikommißſchulden anordnen. Auf Antrag 
eines Fideikommißgläubigers hat ſie dem Beſitzer ferner eine Friſt zur Einreichung 
eines Verzeichniſſes des Fideikommißvermögens (Inventarfriſt) zu ſetzen. Die Be⸗ 
ſtimmungen der $$ 1993 bis 2013, 2063 des Bürgerlichen Geſetzbuchs gelten 
entſprechend; an die Stelle des Nachlaßgerichts tritt die Auflöſungsbehörde. 
Dieſe kann dem Beſitzer für den Fall, daß er die Einreichung des Schuldenver⸗ 
zeichniſſes oder die eidesstattliche Verſicherung verweigert oder eine ihm dafür ge⸗ 
ſetzte Friſt ſchuldhaft verſäumt, als Rechtsnachteil androhen, daß die Beſchränkung 
der Haftung gemäß Abſ. 6 und 7 und § 26 Abſ. 2 und 6 ausgeſchloſſen ſein 
ſoll. Den Eintritt der unbeſchränkten Haftung des Beſitzers hat ſie durch Be⸗ 
ſchluß feſtzuſtellen. § 22 Abf. 1 bleibt in jedem Falle unberührt. 

(e) Die Auflöſungsbehörde kann die Fideikommißgläubiger durch öffent⸗ 
liches Aufgebot zur Stellung von Anträgen auf dingliche Sicherung (8$ 23, 24) 
auffordern (Sicherungsaufgebot). Vor dem Beſchluſſe, durch den das Aufgebot 
angeordnet wird, iſt der Beſitzer zu hören. Die Aufforderung iſt den bekannten 
Fideikommißgläubigern, die eine Forderung in Höhe von mehr als 10 000 Mark 
beſitzen, zuzuſtellen, es ſei denn, daß fe bereits einen Antrag auf Sicherſtellung 
angebracht haben oder bereits genügend ſichergeſtellt ſind; die Zuſtellung kann 
durch Aufgabe zur Poſt erfolgen; die Auflöſungsbehörde kann anordnen, daß die 
Zuſtellung auch an Gläubiger mit einer geringeren Forderung zu erfolgen hat. 
Die Art der öffentlichen Bekanntmachung und die Aufgebotsfriſt werden von der 
Auflöſungsbehörde beſtimmt; die Friſt ſoll regelmäßig nicht mehr als ſechs Mo 
nate betragen. In dem Aufgebot und der Aufforderung iſt den Fideikommiß 
gläubigern, die den Antrag in der Aufgebotsfriſt nicht ftellen, als Rechtsnachtei! 
anzudrohen, daß bei einem verſpäteten Antrag ihre Anſprüche erſt hinter den 


einen 


anderen Gläubigern ſichergeſtellt werden können. Im übrigen gelten für das 
Aufgebotsverfahren die Beſtimmungen der 69 993, 996 der Zivilprozeßordnung 
entſprechend. Von der beſonderen Aufforderung (Satz 3), dem Aufgebot oder von 
beiden Maßnahmen iſt abzuſehen, wenn anzunehmen iſt, daß kein Bedürfnis 
hierzu oder zur Sicherſtellung von Gläubigern beſteht. Werden nachträglich An- 
träge geſtellt, jo kann das Aufgebotsverfahren angeordnet werden. 


6) Nach Ablauf der Aufgebotsfriſt (Abs. 2 Satz 1 bis 4), mangels eines 
Aufgebots nach Abſchluß der Ermittlungen (Abſ. 1), hat die Auflöſungsbehörde 
über die Anträge auf Sicherſtellung der noch nicht oder nicht hinreichend geſicherten 
Fideikommißforderungen Beſchluß zu faſſen; der Beſitzer und der Gläubiger, die 
Anträge geſtellt haben, ſind vorher zu hören. Die Auflöſungsbehörde kann von 
dem Beſitzer die Einreichung eines Planes über den Rang und die Art der Sicher⸗ 
ſtellung verlangen und die mündliche Verhandlung über den Plan ſowie die zur 
Sicherſtellung der Gläubiger zu treffenden Maßnahmen anordnen. Bei ihren 
Anordnungen hat ſie auf Freihaltung der zur Bildung eines Wald⸗, Wein⸗ oder 
Deichguts geeigneten Grundſtücke Bedacht zu nehmen. Die Anordnungen ſollen, 
ſoweit wie möglich, in einem einheitlichen Beſchluſſe zuſammengefaßt werden. Sind 
Fideikommißſchulden mit Bezug auf beſtimmte Grundſtücke entſtanden, ſo ſoll die 
Eintragung der Sicherheit tunlichſt bei dieſen Grundſtücken herbeigeführt werden. 
Die Sicherungsmaßnahmen ſind auf Anſprüche im Werte von mindeſtens 
10 000 Mark zu beſchränken; im übrigen iſt auf Befriedigung der Anſprüche 
hinzuwirken. Die Auflöſungsbehörde kann Ausnahmen zulaſſen. In dem Beſchluſſe 
kann dem Beſitzer und den Gläubigern, die Sicherſtellung verlangt haben, eine 
Friſt geſetzt werden, in der der Antrag auf Einleitung des Schuldentilgungs. 
verfahrens (§ 26) geſtellt werden kann. Die Friſt fol regelmäßig nicht mehr 
als drei Monate betragen. Wird der Antrag rechtzeitig geſtellt, ſo kann die 
Ausführung der Sicherungsmaßnahmen ausgeſetzt werden. Andernfalls hat die 
Auflöſungsbehörde nach Eintritt der Rechtskraft des Beſchluſſes über die Sicher⸗ 
ſtellung der Gläubiger die Ausführung des Beſchluſſes zu veranlaſſen und die 
zuſtändigen Stellen entſprechend zu erſuchen; § 32 Abſ. 1 findet Anwendung. 
Stellt die Auflöſungsbehörde feft, daß eine hinreichende Sicherſtellung der Gläubiger 
nicht möglich iſt, oder daß es einer Sicherſtellung nicht bedarf, ſo hat ſie dem 
Beſitzer und den Gläubigern, die Sicherſtellung beantragt haben, den dies feft- 
ſtellenden Beſchluß zuzuſtellen. 


(+) Die Auflöſungsbehörde kann in dem Sicherungsverfahren, wenn mehrere 
Grundſtücke des Vermögens für die gleiche Forderung belaſtet ſind (Geſamthypotheh, 
im Falle eines dringenden Bedürfniſſes auf Antrag des Beſitzers oder eines zu 
ſichernden Gläubigers nach Anhörung beider die Forderung mit Zuſtimmung des 
Gläubigers, dem die dingliche Sicherung Geſamthypothek) zuſteht, auf die ein⸗ 
zelnen Grundſtücke verteilen und anordnen, daß die an die Stelle der Geſamt⸗ 
belaſtung tretenden Einzelbelaſtungen auf die Beträge beſchränkt werden, die dem 
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Verhältniſſe des Wertes der belaſteten Grundſtücke entſprechen; der Wert wird 
unter Abzug der vorgehenden Belaſtungen beſtimmt. Auf Verlangen des be⸗ 
teiligten Gläubigers (Hypothekengläubigers) iſt dieſem der Betrag ſeiner Forderung 
urückzuzahlen; auch kann die Auflöſungsbehörde auf fein Verlangen anordnen, 
daß ihm gegen Freigabe eines Grundſtücks der darauf entfallende Teilbetrag aus⸗ 
gezahlt wird. Die Auflöſungsbehörde kann ferner auf Antrag des Beſitzers oder 
eines zu ſichernden Gläubigers die Teilung eines Grundſtücks und die Verteilung 
ſeiner Belaſtung auf die Teilgrundſtücke mit Zuſtimmung des Beſitzers und der 
auf dem Teilungsgrundſtück eingetragenen Gläubiger anordnen. Die Auflöſungs⸗ 
behörde hat das Grundbuchamt um die erforderlichen Eintragungen zu erſuchen. 


(5) Die Auflöſungsbehörde kann zur Abwendung weſentlicher Nachteile die 
allmähliche Abzahlung der feſtgeſtellten Fideikommißſchulden oder ihre Stundung 
anordnen und näher regeln. Dies gilt insbeſondere von Fideikommißſchulden die 
nachweisbar zur Zeichnung oder zum Erwerbe von Kriegsanleihe eingegangen ind, 
die Auflöſungsbehörde ſoll beim Vorliegen eines dringenden Bedürfniſſes auch im 
übrigen darauf hinwirken, daß bei Schulden, die aus Anlaß der Kriegsanleihe 
entſtanden ſind, Zahlungserleichterungen gewährt werden. Vor der Entſcheidung 
ſind außer dem Beſitzer die beteiligten Gläubiger zu hören. 


(6) Der Beſitzer (Anfallberechtigte), in deſſen Hand das Vermögen frei 

geworden iſt, kann bis zur Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins, ſpäteſtens 
binnen einem Jahre ſeit der Auflöſung, die Einleitung eines Aufgebotsverfahrens 
zur Anmeldung ſämtlicher Fideikommißforderungen (Gläubigeraufgebot) beantragen. 
Die Vorſchriften der 58 1970 bis 1973 des Bürgerlichen Geſetzbuchs und der 
$ 992 bis 997 der Jivilprozeßordnung gelten entſprechend. An die Stelle des 
Amtsgerichts tritt die Auflöſungsbehörde. Das Sicherungsaufgebot (Abſ. 2) und 
das Gläubigeraufgebot können miteinander verbunden werden. Als Pflichtteils⸗ 
rechte im Sinne des § 1972 des Bürgerlichen Geſetzbuchs gelten außer den Ab⸗ 
findungsrechten auch die Verſorgungsrechte. 


() Die Beſtimmungen des § 1974 des Bürgerlichen Geſetzbuchs gelten 
entſprechend zugunſten des Beſitzers. f 


$ 26. 
Das Schuldentilgungsverfahren. 


(1) Jeder Fideikommißgläubiger kann bei der Auflöſungsbehörde bis zur 
Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins die Anordnung eines Schuldentilgungs⸗ 
verfahrens beantragen, wenn Grund zu der Annahme beſteht, daß feine Befriedigung 
aus dem aufgelöften Fideikommißvermögen durch das Verhalten oder die Ver⸗ 
mögenslage des Beſitzers (Anfallberechtigten), in deſſen Hand das Vermögen frei 
geworden iſt, gefährdet wird, oder wenn infolge Andringens der Gläubiger eine 
unwirtſchaftliche Verſchleuderung oder eine ſonſtige erhebliche Schädigung des 
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Vermögens zu befürchten ſteht. Das Schuldentilgungsverfahren iſt ferner anzu⸗ 
ordnen, wenn der Beſitzer (Anfallberechtigte) die Anordnung beantragt. Die 
Anträge können zurückgewieſen werden, wenn ſie ſpäter als zwei Jahre nach der 
Auflöſung des Familienfideikommiſſes geſtellt werden. Vor der Entſcheidung über 
die Anordnung des Verfahrens iſt der Beſitzer zu hören. 

(2) Für das Schuldentilgungsverfahren und die nach Erteilung des Fidei⸗ 
kommißauflöſungsſcheins eintretende ſpätere Haftung des Beſitzers (Anfallberechtigten) 
gelten die Vorſchriften des § 25 dieſer Verordnung und die Beſtimmungen der 
$$ 1975 bis 1980, 1981 Abſ. 3, 1982 bis 1991 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, 
$5 780, 781, 785 der Zivilprozeßordnung und des $ 76 des Reichsgeſetzes über 
die freiwillige Gerichtsbarkeit entſprechend; an die Stelle des Nachlaßgerichts 
tritt die Auflöſungsbehörde. Dieſe kann auch den Beſitzer zum Verwalter be⸗ 
ſtellen oder anordnen, daß ihm in einzelnen Beziehungen Beſitz, Verwaltung und 
Verfügung in Anſehung des Vermögens oder einzelner Vermögensſtücke für die 
Dauer der Verwaltung belaſſen werden; fie kann insbeſondere nähere Anordnungen 
über Belaſſung der für ſeinen Hausſtand erforderlichen Räume und des Unter⸗ 
halts für ihn und ſeine Familie aus dem Vermögen treffen. Die Verwaltung 
iſt auf Antrag des Beſitzers oder eines Gläubigers nach Anhörung des Beſitzers 
und der Gläubiger, die Sicherſtellung oder die Einleitung der Verwaltung oder 
des Konkurſes beantragt haben, aufzuheben, wenn ein Grund für ihre Durch⸗ 
führung nicht mehr beſteht. 5 

6) Die Fideikommißforderungen werden, ſoweit nicht ihre Sicherſtellung 
erfolgt (Abſ. 4) oder bereits eine dingliche Sicherheit beſteht, nach folgender 
Rangordnung berichtigt: N 

a) Die im § 61 Ziffer 1 bis 4 der Konkursordnung aufgeführten 

Forderungen in der dort vorgeſchriebenen Reihenfolge, 

b) die Forderungen der Stammgläubiger, 

e) die Forderungen der Fruchtgläubiger. a 

Für Fideikommißforderungen gleicher Rangordnung gelten die Beſtimmungen 
aus § 23 Abſ. 2 entſprechend. Die von dem Verwalter aufzuftellenden Tilgungs⸗ 
pläne ſind den Gläubigern zugänglich zu machen und bedürfen der Genehmigung 
der Auflöſungsbehörde; dieſe hat vorher den Beſitzer und den Verwalter zu 
hören, ebenſo diejenigen Gläubiger, die gegen einen Tilgungsplan Widerſpruch 
erhoben haben. g 2 

() Die Auflöſungsbehörde kann auf Antrag des Beſitzers anordnen, daß 
von der Tilgung einzelner Forderungen abzuſehen und ihre Sicherſtellung nach 
den Beſtimmungen dieſer Verordnung zu erfolgen hat. Die beteiligten Gläubiger 
ſind vorher zu hören. 5 : 

6) Die Auflöſungsbehörde kann nach Eingang des Gläubigerverzeichniſſes 
($ 25 Abf, 1) oder nach Beendigung des Sicherungsaufgebots auf Antrag des 

Geſetzſammlung 1920. (Nr. 11978.) S 78 
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Beſitzers oder von Amts wegen einen Pfleger zur Vornahme des Verſuchs einer 
gütlichen Einigung zwiſchen dem Beſitzer und den Gläubigern und vorbereitender 
Maßnahmen für das Sicherungs⸗ oder Tilgungsverfahren beſtellen, vorbehaltlich 
der Entſcheidung, ob ein ſolches Verfahren nachträglich anzuordnen und ob der 
Pfleger dabei mitzuzuziehen iſt (Schuldenpflegſchaft). Sie kann die Vermögens⸗ 
verwaltung ganz oder teilweiſe dem Pfleger übertragen. Die Beſtimmungen des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Pflegſchaft gelten ſinngemäß, an die Stelle des 
Vormundſchaftsgerichts tritt die Auflöſungsbehörde. § 1785 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs iſt nicht anwendbar. Vor der Entſcheidung über die Anordnung der 
Schuldenpflegſchaft find der Beſitzer und die Gläubiger zu hören, die Sicherſtellung 
verlangt haben. a 

(6) Die Beſtimmungen des Abf. 3 gelten auch im Falle des Konkurſes 
über das Fideikommißvermögen. An die Stelle der Gerichte treten für das 
Konkursverfahren die Auflöſungsbehörden. Dieſe können die Durchführung des 
Verfahrens ganz oder teilweiſe einem richterlichen Mitglied als beauftragten 
Richter übertragen. Wird der Konkurs über das Vermögen nach deſſen Auf⸗ 
löſung eröffnet, fo gelten die Beſtimmungen über den Nachlaßkonkurs einſchließlich 
derjenigen gemäß § 1975 ff. des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſprechend dies gilt 
auch bei einer Auflöſung infolge Verzichts des Fideikommißbeſitzers auf das Fidei⸗ 
kommiß. Solange ein Sicherungs-, Schuldentilgungs⸗ oder Schuldenpflegſchafts⸗ 
verfahren ſchwebt, findet das Konkursverfahren nicht ſtatt. Wird die Eröffnung 
des Konkursverfahrens beantragt, jo hat die Auflöſungsbehörde nach freiem Er⸗ 
meſſen zu entſcheiden, ob das Konkursverfahren oder ein Tilgungsverfahren ein⸗ 
zuleiten oder ein bereits ſchwebendes Tilgungsverfahren fortzuſetzen iſt. 

() Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, nähere Beſtimmungen zur Aus⸗ 
geftaltung des Sicherungs-, Schuldentilgungs⸗, Schuldenpflegſchafts⸗ und Konkurs⸗ 
verfahrens zu erlaſſen. 


5. Abſchnitt. 


Die Auflöſungsbehörden und das Verfahren. 


6.27. 
Die Bildung und Beſetzung der Auflöſungsbehörden. 


(1) Für die Geſchäfte der Auflöſung werden beſondere Verwaltungsbehörden 


gebildet (Auflöfungsbehörden). Die unteren Auflöſungsbehörden führen die Be⸗ 
zeichnung „Auflöſungsamt für Familiengüter“; Zahl, Sitz und Bezirk der Auf- 
löſungsämter werden vom Juſtizminiſter beſtimmt. Gegen ihre Entſcheidungen 
Urteile, Beſchlüſſe und Verfügungen) findet die Beſchwerde bei dem „Landesamt 
für Familiengüter“ in Berlin ſtatt. Die Mitglieder der Auflöſungsämter ſowie 
des Landesamts einſchließlich der Vorſitzenden (Präſidenten) und ihre Stellvertreter 
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werden von der Staatsregierung in der erforderlichen Anzahl auf Vorſchlag bes 
Juſtizminiſters und des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
ſowie der Sentralftelle für den befeſtigten Grundbeſitz oder einer anderen Ver⸗ 
tretung der Fideikommißbeſitzer auf die Dauer von fünf Jahren, ſoweit ſie 
Staatsbeamte ſind, zugleich auf die Dauer ihres Hauptamts, unter Feſtſetzung 
ihres Dienſtalters ernannt. Die Beſtellung kann ohne ihre Zuſtimmung nicht 
widerrufen werden. Wird der Vorſitzende des Landesamts aus ſeinem Haupt⸗ 
amte früher in den Ruheſtand verſetzt, als es nach den für Richter geltenden 
Vorſchriften geſchehen könnte, fo iſt ihm bis zum Ablaufe ſeiner Beſtellung der 
Unterſchied zwiſchen ſeinem Gehalt im Hauptamt und dem Ruhegehalt oder Warte⸗ 
gelde weiter zu zahlen. Die Mitglieder der Auflöſungsbehörden müſſen die Befähigung 
zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienſte durch die große Staatsprüfung 
für den Richter⸗ oder höheren Verwaltungsdienſt erworben haben. Dies gilt 
nicht von dem aus dem Kreiſe der Beſitzer vorgeſchlagenen Beiſitzer und ſeinem 
Vertreter; dieſe werden ehrenamtlich beſtellt. Die vom Juſtizminiſter vorzu⸗ 
ſchlagenden Mitglieder der Auflöfungsämter und des Landesamts und ihre Bew 
treter ſind aus den bei den Oberlandesgerichten und dem Juſtizminiſterium be⸗ 
ſchäftigten Richtern und höheren Beamten zu wählen. Den Vorſitz und die 
Vertretung im Vorſitze führt eins der vom Juſtizminiſter vorgeſchlagenen Mit⸗ 
glieder. Die Mitglieder werden durch den Vorſitzenden, dieſer wird durch ſeinen 
Stellvertreter vereidigt. Für die Mitglieder einſchließlich der Vorſitzenden gelten 
die Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der Richter, vom 
7. Mai 1851 (Gefegfamml. S. 218), des Geſetzes, betreffend die Abänderung des 
Geſetzes über die Dienſtvergehen der Richter, vom 26. März 1856 (Geſetzſamml. 
S. 201) und des Geſetzes, betreffend die Abänderung von Beſtimmungen der 
Diſziplinargeſetze, vom 9. April 1879 (Geſetzſamml. S. 345) entiprechend. Diſzt⸗ 
plinargericht iſt der Große Diſziplinarſenat beim Kammergerichte, deſſen Vor⸗ 
ſitzender hat den Vertreter der Staatsanwaltſchaft zu ernennen. Die Aufſicht 
über die Geſchäftsführung der Auflöſungsbehörden liegt dem Juſtizminiſter ob; 
die Beſtimmungen der $$ 84 und 85 des Ausführungsgeſetzes zum deutſchen Ge⸗ 


richtsverfaſſungsgeſetze vom 24. April 1878 (Geſetzſamml. S. 230) gelten ent⸗ 


ſprechend. Der Juſtizminiſter kann über die Geſchäftsordnung der Auflöſungs⸗ 
behörden ſowie über die Beſtellung und die Obliegenheiten des Schriftführers 
nähere Anordnungen treffen. Die Mitglieder und Schriftführer ſind zur Amts⸗ 
verſchwiegenheit verpflichtet. g ; 

(2) Die Auflöſungsbehörden entſcheiden in der Beſetzung mit dreien der 
vom Juſtizminiſter vorgeſchlagenen Mitglieder ſowie je einem der vom Minifter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten ſowie aus dem Kreiſe der Fideikommiß⸗ 
beſitzer vorgeſchlagenen Mitglieder. 

) Stehen wichtige Intereſſen der Wiſſenſchaft, Kunſt oder Volksbildung 
in Frage, fo hat der Vorſitzende einen vom Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und 
f 78* 
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Volksbildung zu ernennenden Beamten oder Sachverſtändigen zu den Beratungen 
zuzuziehen. Der Vorſitzende kann auch im übrigen, namentlich dann, wenn es 
zur Entſcheidung beſonderer Kenntniſſe des Betriebes der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft, 
des Bergbaues oder des Kreditweſens bedarf, Sachverſtändige, außerdem Fidei⸗ 
kommißbeteiligte, insbeſondere Anwärter, ferner Kuratoren und ſolche Rechts⸗ 
anwälte und Notare, die beſondere Erfahrungen auf dem Gebiete des Fideikommiß⸗ 
weſens beſitzen, zu den Beratungen zuziehen. Die zugezogenen Perſonen nehmen 
nicht an der Abſtimmung teil. a 

() Handelt es ſich in einer bei einem Auflöſungsamt anhängigen Sache 
um eine Auslegung fideikommißrechtlicher Vorſchriften von grundſätzlicher Be⸗ 
deutung, fo kann das Auflöſungsamt, gleichviel, ob feine Entſcheidung mit der 
Beſchwerde anfechtbar wäre oder nicht (§ 29), die Sache unter eingehender Be⸗ 
gründung der eigenen Anſicht dem Landesamte vorlegen. Dieſes entſcheidet, ſofern 
es die grundſätzliche Bedeutung der Frage anerkennt, über letztere durch begründeten 
Rechtsentſcheid. Der Rechtsentſcheid iſt ſämtlichen Auflöſungsämtern mitzuteilen; 
auch kann feine Veröffentlichung angeordnet werden. Er iſt für ſämtliche Auf 
löſungsämter bindend. Das Landesamt kann jeden Rechtsentſcheid abändern. 

(5) In Angelegenheiten, die rechtlich und tatſächlich klar liegen, kann der 
Vorſitzende des Auflöſungsamtes nach ſeinem Ermeſſen allein entſcheiden. Gegen 
ſeine Entſcheidung iſt der Einſpruch bei dem Auflöſungsamte gegeben. Der Ein⸗ 
ſpruch iſt in den Fällen, in denen gegen die Entſcheidung des Auflöſungsamts 
die ſofortige Beſchwerde ſtattfinden würde, binnen einem Monat feit der Zuſtellung 
der Entſcheidung des Vorſitzenden einzulegen (ſofortiger Einſpruch). Die Vor⸗ 
ſchriften des § 22 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit 
gelten entſprechend. a 

(e) Die Auflöſungsbehörde oder der Vorſitzende können in beſonders 
dringenden Fällen auch von Amts wegen einſtweilige Anordnungen treffen und 
ihre ſofortige Durchführung veranlaſſen. 

(7) Sie können die öffentlichen Kreditanſtalten ſowie die Landwirtſchafts⸗ 
kammern um die Erſtattung von Gutachten erſuchen. 8 

(6) Bei Streit oder Ungewißheit über die örtliche Zuſtändigkeit eines Auf⸗ 
löſungsamts entſcheidet der Vorſitzende des Landamts für Familiengüter. Er 
kann die auf Grund allgemeiner Beſtimmungen begründete Zuſtändigkeit eines 
Auflöſungsamts auch einem andern Auflöſungsamt übertragen. 


8 28. 
Das Verfahren der Auflöſungsbehörden. 
(1) Die Auflöſungsbehörden entſcheiden vom Beginn der Zwangsauflöſung 


ab in den durch dieſe Verordnung betroffenen Angelegenheiten unter Ausſchluß 
des Rechtswegs; dies gilt vorbehaltlich der Beſtimmung des Satzes 3 insbeſondere 


\ 
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auch beim Streite über ein Folge- oder Anfallrecht. Die ordentlichen Gerichte 
ſind an die rechtskräftigen Entſcheidungen der Auflöſungsbehörden über das Be⸗ 
ſtehen von Anſprüchen oder von Rechtsverhältniſſen, die nach den Beſtimmungen 
dieſer Verordnung oder anderen fideikommißrechtlichen Grundſätzen zu beurteilen 
ſind, gebunden. Hängt die Entſcheidung über einen Anſpruch ganz oder zum Teil 
von dem Beſtehen oder Nichtbeſtehen eines Rechtsverhältniſſes ab, das ſich nicht 
nach fideikommißrechtlichen Grundſätzen regelt, oder herrſcht Streit über das Ber 
ſtehen eines Folge⸗ oder Anfallrechts oder darüber, ob ein Vermögen als gebun⸗ 
denes Vermögen (Familiengut, Hausvermögen) anzuſehen iſt, fo hat die Auf. 
löſungsbehörde die Beteiligten auf Antrag eines Beteiligten inſoweit auf den 
ordentlichen Rechtsweg zu verweiſen. Das gleiche gilt bei dem Streite über das 
Beſtehen der Forderung eines Fideikommißgläubigers, der Sicherſtellung gemäß 
der §§ 23 bis 25 verlangt hat, es ſei denn, daß es ſich um die Forderung eines 
Abfindungs⸗ oder Verſorgungsberechtigten ($$ 4, 19) handelt. Die Auflöſungs⸗ 
behörde kann den Beteiligten eine Friſt ſetzen, binnen welcher der Antrag auf 
Verweiſung auf den ordentlichen Rechtsweg zu ſtellen iſt. Zur Entſcheidung über 
Abfindungs⸗ und Verſorgungsanſprüche bleibt die Auflöſungsbehörde auch nach der 
Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins zuſtändig. 

2) Die Auflöſungsbehörde entſcheidet, ſoweit nicht für die Entſcheidung 
Rechtsvorſchriften maßgeblich find, nach billigem Ermeſſen unter tunlichſter Aus⸗ 
gleichung der berechtigten Intereſſen. Die Beſchlüſſe find, ſoweit Anträge zu- 
rückgewieſen werden, mit Gründen zu verſehen; das gleiche gilt von allen Urteilen. 

6) Auf das Verfahren der Auflöſungsbehörden finden die Beſtimmungen 
der §§ 7 bis 9, 11 bis 17, 31, 32, 33 Satz 1 und 34, 168 bis 180 und 
182 des Reichsgeſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit, der Art. 2, 18, 35 
Satz 1, 37, 39 bis 44, 46 bis 52, 65 und 128 des Preußiſchen Geſetzes über 
die freiwillige Gerichtsbarkeit ſowie der $$ 41 bis 49 der Zivilprozeßordnung 
ſinngemäße Anwendung. Sind bei einer Angelegenheit der Zwangsauflöſung 
mehrere Perſonen beteiligt, ſo hat die Auflöſungsbehörde zu prüfen, ob und in 
welchem Betrag ein Beteiligter dem Gegner die dieſem erwachſenen Koſten ein- 
ſchließlich derjenigen für Vertretung zu erſtatten hat; dies gilt namentlich hin⸗ 
ſichtlich der Koſten, die durch ein unbegründetes Geſuch, einen unbegründeten 
Widerſpruch oder eine unbegründete Beſchwerde, durch vorzeitiges Anrufen der 
Auflöſungsbehörde, durch eine Verſäumnis oder durch grobes Verſchulden ver⸗ 
anlaßt ſind. Auf die Feſtſetzung und Beitreibung der Koſten finden die Be⸗ 
ſtimmungen der Zivilprozeßordnung entſprechende Anwendung. Die Koſten der 
nach dieſer Verordnung erforderlichen Sicherſtellung eines Gläubigers, insbeſondere 
eines Angeſtellten, Abfindungs⸗ oder Verſorgungsberechtigten, fallen dem Vermögen 
zur Laſt. i > 
() Die Entſcheidungen der AuflöfungSämter und ihrer Vorſitzenden werden, 
ſofern die ſofortige Beſchwerde oder der ſofortige Einſpruch ſtattfinden, erſt mit 
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der Rechtskraft wirkſam. Das Auflöſungsamt und der Vorſitzende können jedoch 
die ſofortige Wirkſamkeit ihrer Entſcheidungen anordnen die Anordnung kann 
von ber Leiſtung einer Sicherheit abhängig gemacht werden. Sie iſt nicht mehr 
zuläſſig, nachdem die ſofortige Beſchwerde eingelegt iſt. Das Auflöſungsamt und 
der Vorſitzende haben bei jeder Entſcheidung zu prüfen, ob ſie für ſofort wirkſam 
zu erklaren iſt. Das Landesamt oder deſſen Vorſitzender können vor der Ent⸗ 
ſcheidung über eine ſofortige Beſchwerde einſtweilige Anordnungen treffen. Der 
Feſtſtellungsbeſchluß gemäß § 18 Abſ. 2 Satz 2 wird nicht vor Ablauf von zwei 
Monaten ſeit der Zuſtellung an den Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volks⸗ 
bildung wirkſam. 

(e) Erachtet die Auflöſungsbehörde oder ihr Vorſitzender die ergangene Ent⸗ 
ſcheidung nachträglich für ungerechtfertigt, ſo ſind ſie berechtigt, ſie zu ändern. 
Dies gilt nicht, 


1. wenn gegen die Entſcheidung die ſofortige Beſchwerde oder der ſofortige | 


Einſpruch ſtattfindet 

2. ſoweit die Entſcheidung nur auf Antrag erlaſſen werden kann und der 
Antrag zurückgewieſen worden tft; die Anderung iſt jedoch auf Antrag 
ſtatthaft, ſofern ſie nicht nach Ziffer 1 ausgeſchloſſen iſt. 

() Die Auflöſungsbehörden haben in den zu ihrem Geſchäftsbereiche ge⸗ 
hörenden Angelegenheiten untereinander und im Verhältniſſe zu den Gerichten und 
Verwaltungsbehoͤrden nach gleichen Grundſätzen wie die Gerichte Rechtshilfe zu 
leiſten und zu beanſpruchen. Über Beſchwerden wegen verweigerter Rechtshilfe 
eines Auflöſungsamts entſcheidet das Landesamt für Familiengüter. Die Auf- 
löſungsbehörden können eines ihrer Mitglieder zu Ermittlungen und örtlichen 
Verhandlungen mit den Fideikommißbeteiligten einſchließlich der Angeſtellten und 
Gläubiger beauftragen; die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über das Verfahren 
vor einem beauftragten Richter gelten entſprechend. Über erhobene veri.vgend- 
rechtliche Anſprüche können vor ber Auf löſungsbehörde oder einem ihrer Mit- 
glieder oder vor einem erſuchten Richter Erklärungen zu Protokoll abgegeben 
werden, und der Erklärende kann ſich der ſofortigen Zwangsvollſtreckung aus der 
Urkunde unterwerfen. Soweit es nach den Beſtimmungen dieſer Verordnung zur 
Rechtswirkſamkeit einer Erklärung der öffentlichen Beurkundung oder Beglaubigung 
bedarf, genügt die Erklärung zu Protokoll eines Mitglieds der Auflöſungsbehörde. 

(7) Die Auflöſungsbehörde und der Vorfigende find befugt, von den Fidet⸗ 
kommißbeſitzern und den Mitgliedern der Familienvertretungen einſchließlich der 
Vertreter bei einem Samtfideikommiß (§ 10 Abf. 3) Auskunft über den Stand 
ſowie die tatſächlichen und rechtlichen Verhältniſſe des Fideikommißvermögens zu 
verlangen. 

e) Die Auflöfungsbehörde und der Vorſitzende können die mündliche Ver⸗ 
handlung anordnen) hierzu kann das perſönliche Erſcheinen der Parteien ange 
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ordnet werden. Entſcheidungen, die auf Grund mündlicher Verhandlung getroffen 
werden, erfolgen durch Urteil; dies gilt auch in den Fällen, in denen durch dieſe 
Verordnung die Beſchlußform vorgeſehen iſt. i 

(6) Von der ſonſt erforderlichen Erklärung oder Anhörung eines Beteiligten, 
der ſich außerhalb des Deutſchen Reichs aufhält, kann abgeſehen werden, wenn 
er nicht zur Wahrnehmung ſeiner Rechte einen innerhalb des Deutſchen Reichs 
wohnhaften Bevollmächtigten beſtellt und die Bevollmächtigung der Auflöſungs⸗ 
behörde durch eine öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunde nachgewieſen hat. 
Das gleiche gilt hinſichtlich der Zuſtellung von Entſcheidungen an Beteiligte ein⸗ 
ſchließlich der Anwärter. Die vorſtehenden Beſtimmungen finden keine Anwendung 
auf den Beſitzer, den nächſten Folgeberechtigten und den Anfallberechtigten; für 
dieſe kann die Auflöſungsbehörde einen Bevollmächtigten beftellen. Iſt ein In⸗ 
landsbevollmächtigter beſtellt, ſo genügt in allen Fällen ſeine Erklärung oder An⸗ 
hörung; die Juſtellung erfolgt an ihn. Steht feſt, daß das Familiengut nach 
Wegfall des Beſitzers nicht auf einen Anwärter, ſondern auf einen Anfallberech⸗ 
tigten ($ 2) übergehen wird, jo tritt in den Fällen, in denen eine Erklärung oder 
Anhörung des nächſten Folgeberechtigten vorgeſchrieben iſt, an deſſen Stelle der 
Anfallberechtigte. Nach der Auflöfung findet eine Zuziehung des nächſten Folge⸗ 
berechtigten als ſolchen nicht ſtatt. Das Landesamt beſtimmt nach freiem Er- 
meſſen, wer im Beſchwerdeverfahren anzuhören iſt. 

(10) Geſchäftsunfähige oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte Beteiligte 
werden durch ihren geſetzlichen Vertreter vertreten; an die Stelle der Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts tritt die Genehmigung der Auflöſungsbehörde. 
Dieſe kann abweſenden, unbekannten oder ungewiſſen Beteiligten ($$ 1911, 1913 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs) und ſolchen Beteiligten, bei denen die Auflöfungs- 
behörde die Vertretung durch ihren geſetzlichen Vertreter als nachteilig erachtet, 
nach Anhörung des letzteren einen Pfleger beftellen; iſt der Beſitzer zugleich der 
geſetzliche Vertreter des nächſten Folgeberechtigten, jo wird dieſer ſtets durch einen 
Pfleger vertreten. | 

(41) Beſteht eine Familienvertretung, fo tft fie oder ein von ihr beſtellter, 
der Auflöſungsbehörde zu bezeichnender Bevollmächtigter vor jeder Entſcheidung 
zu hören; in Angelegenheiten von geringer Bedeutung kann davon abgeſehen 
werden, hierüber entſcheidet das Auflöſungsamt endgültig. Iſt keine Familien⸗ 
vertretung vorhanden, ſo kann die Auflöſungsbehörde eine ſolche nach Anhörung 
des Beſitzers und des nächſten Folgeberechtigten oder des Anfallberechtigten beſtellen. 
Die Familienvertretung nimmt alle bei der Auflöſung in Betracht kommenden 
Intereſſen wahr. Sie ſoll vor wichtigen Maßnahmen gehört werden. ö 

(12) Der Vorſitzende der Auflöſungsbehörde hat die zwangsweiſe Durch⸗ 
führung der ergangenen Entſcheidungen anzuordnen. Er beſtimmt, ſoweit es eines 
Vorgehens gegen den Beſitzer bedarf, nach freiem Ermeſſen, welche Anordnungen 
zur Erreichung des Zweckes erforderlich ſind. Auf Grund Entſcheidung der Auf⸗ 
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löſungsbehörde kann auch eine Sequeſtration des Vermögens angeordnet werden. 
Im übrigen gelten für die Vollſtreckung die Beſtimmungen der Art. 15 bis 17, 
10 des Preußiſchen Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit ſinngemäß. Der 
Einzelbetrag einer zur Durchführung des Verfahrens verhängten Ordnungsſtrafe 
darf, wenn dieſe von der Auflöſungsbehörde verhängt iſt, 3000 Mark und wenn 
ſie vom Vorſitzenden verhängt iſt, 1500 Mark nicht überſteigen. Soweit es ſich 
um die Erfüllung vermögensrechtlicher Anſprüche handelt, kann der Vorſitzende 
die Vollſtreckung der Entſchridung den Beteiligten überlaſſen. In dieſem Falle 
find die Beſtimmungen des 8. Buches der Zivilprozeßordnung ſinngemäß anwend⸗ 
bar. Die vollſtreckbaren Ausfertigungen werden auf Anordnung des Vorſitzenden 
vom Schriftführer erteilt. Die Auflöſungsbehörde kann um die Durchführung 
einer Vollſtreckungsmaßregel, insbeſondere um die Abnahme eines Offenbarungs⸗ 
eides, im Wege der Rechtshilfe ein Amtsgericht erſuchen. Die Abnahme eines 
Offenbarungseides oder die Verhängung und Vollziehung von Haft kann nicht 
durch die Auflöſungsbehörden bewirkt werden. Beides erfolgt durch Erjuchen bei 
einem Amtsgerichte. Dies gilt auch bei einem gemäß § 25 Abſ. 1 in Verbindung 
mit § 2006 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu leiſtenden Offenbarungseid. 


§ 29. 
Die Beſchwerde. 


() Für die Beſchwerden und Einſprüche gegen die Urteile, Beſchlüſſe und 
Verfügungen der Auflöſungsämter und ihrer Vorſitzenden ſind die Beſtimmungen 
der 65 20, 21 Abſ. 2 und 23 des Reichsgeſetzes über die freiwillige Gerichts. 
barkeit ſowie der §8 571 Halbſatz 1, 574 bis 576, 577 Abſ. 1 und 3 der Sivil- 
prozeßordnung entſprechend anwendbar. Das gleiche gilt unbeſchadet der Vor⸗ 
ſchriften des § 28 Abſ. 4 von den Beſtimmungen des § 24 des Reichsgeſetzes über 
die freiwillige Gerichtsbarkeit mit der Maßgabe, daß auch der Vorſitzende der Auf⸗ 
löfungsbehörde in allen Fällen die Ausſetzung der Vollziehung von Entſcheidungen 
anordnen oder andere einſtweilige Anordnungen treffen kann. Die Beſchwerde 
und der Einſpruch ſind bei dem Auflöſungsamt einzulegen. 


(2) Die Beſchwerde ſteht unbeſchadet der Vorſchrift des Abſ. 1 (§ 20 des 
Reichsgeſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit) jedem Beteiligten zu, deſſen An⸗ 
hörung durch die Beſtimmungen der Verordnung angeordnet iſt. Dies gilt auch 
für den Einſpruch gegen die Entſcheidungen des Vorſitzenden des Auflöſungsamts. 


() Die Beſchwerde findet nicht ſtatt, wenn die Beſchwerdeſumme den Betrag 
von 2000 Mark nicht überſteigt. Sie iſt ferner ausgeſchloſſen bei Ent⸗ 
ſcheidungen: 


1. im Konkursverfahren über ein Familiengut, wenn der Wert des Be⸗ 
ſchwerdegegenſtandes 5 000 Mark nicht überſteigt 
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über die Genehmigung zu Teilungen und Verfügungen in Anſehung 
von Wald, Deich Wein- und Landgütern (88 12, 13 Abſ. 6, §§ 15, 16), 
ſofern eine Fläche von weniger als 25 Hektar den Gegenſtand der 
Beſchwerde bildet; 

3. über das Stimmrecht in den Fällen des § 10 Abſ. 3, 6, 7 und 8, 

4. über die öffentliche Aufforderung gemäß § 10 Abſ. 7 j 

5. über die Anſtellung von Ermittlungen, die Leitung des Verfahrens 

oder den inneren Geſchäftsbetrieb, insbeſondere über die Anordnung 
einer mündlichen Verhandlung und des perſönlichen Erſcheinens (§ 28 
Abſ. 8) oder über die Übertragung von Geſchäften an einen beauftragten 
Richter (§ 26 Abſ. 6, § 28 Abſ. 6). 

() Die Entſcheidung des Auflöſungsamts, durch welche die Ermächtigung 
oder Genehmigung zu einem Rechtsgeſchäft erteilt iſt, kann inſoweit nicht mehr 
geändert werden, als die Genehmigung für ſofort wirkſam erklärt und der Ge⸗ 
nehmigungsbeſchluß von dem Auflöſungsamt einem an dem Rechtsgeſchäfte be⸗ 
teiligten Dritten zugeſtellt worden iſt. 
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0 
Die ſofortige Beſchwerde. 

) Die ſofortige Beſchwerde findet, ſoweit nicht nach § 29 die Beſchwerde 

ausgeſchloſſen iſt, ſtatt gegen die Entſcheidungen: 

1. über die Fideikommißeigenſchaft eines Vermögens, über das Folge⸗ und 
Anfallrecht einſchließlich des Anfallrechts beim Ausſterben der Familie 
ſowie über die Umwandlung des Familienguts in freies Vermögen (89 1, 
2, 9 bis 11); 

2. über die Abfindung der Angehörigen und deren Sicherung ($ 4); 

3. über die Ermächtigung oder Genehmigung zu Verfügungen und Ver⸗ 
pflichtungen des Beſitzers (§ 5, § 22 Abſ. 1, § 18 Abſ. 2) und über die 
Feſtſtellung gemäß § 18 Abſ. 2 Satz 2; 

4. über die Verbindlichkeit von Verträgen (§ 6 Abſ. 1 bis 6), über die 
Entſchädigung von Angeſtellten ($ 6 Abſ. 6) und über die Sicherung 
von Anſprüchen der Angeſtellten ($ 7); 

5. über die Rechtswirkſamkeit des Widerrufs einer Fideikommißſtiftung 
G 8), | 

6. über die Auflöſung eines Familienfideikommiſſes gemäß $ 9 oder eines 
Samtfideikommiſſes gemäß § 10 Abſ. 1, 4, 6 und 9; 

7. über Anordnungen gemäß § 10 Abſ. 3 Satz 2, Satz 4, Satz 6 bis 10 und 
Satz 3 Halbſatz 2; 
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über die Umwandlung von Vermögen in eine Stiftung und die Feſt. 


ſetzung oder Anderung der Satzungen von Stiftungen (§ 10 Abſ. 8 
und 9, §§ 14 bis 16, § 17 Abſ. 1, § 18 Abſ. 1, § 21 Abſ. 1, 3 bis 5, 
$ 32 Abſ. 2); 


. über die Feftftellung des Freiwerdens von Teilen eines Geldfideikommiſſes 


(11 Abf. 1 und 5), über das Vorliegen der Vorausſetzungen des § 11 
Abſ. 3, über die Ablöſung von Geldrenten ($ 11 Abſ. 4) und über An⸗ 
träge gemäß § 11 Abſ. 5; > 

über die Bildung eines Mald-, Deich, Wein⸗ oder Landgut? oder von 
Teilgütern und über die Aufhebung der Gutseigenſchaft ($ 12 Abſ. 2, 
6, 8 und 9, $$ 15, 16), über die Genehmigung von Zwangsver⸗ 
ſteigerungen ($ 12 Abf. 4, $$ 15, 16) ſowie über das echt des Guts⸗ 
erben ($ 13 Abſ. 1 bis 5, §§ 15 und 16), ferner über die Genehmigung 
zu Teilungen und Verfügungen über ſolche Güter ($ 12 Abſ. 4 bis 6, 
§ 13 Abſ. 6, §§ 15, 16) und zu Verfügungen gemäß § 12 Abſ. 10; 


über die Übertragung von Anſtaltsvermögen und Sammlungen (§ 17 
Abſ. 1, § 18 Abf. 1) und über die Verpflichtung zur Fortgewährung 
gemeinnütziger Leiſtungen, deren Sicherung und Ablöſung G 17 Abſ. 2 
bis 4); 


über die Verſorgungsanſprüche und deren Sicherung ($ 19, § 20 Abſ. 1 


bis 5, §ö 9 bis 11), über die Anordnung oder Aufhebung einer Pfleg⸗ 
ſchaft gemäß § 19 Abſ. 9 und über die Verſorgungsmaſſen ($ 20 Abſ. 2, 
§21 Abſ. 2, 3 und 5), 

über die Sicherſtellung der Fideikommißgläubiger (§ 22 Abſ. 5, §§ 23, 
24, § 25 Abſ. 3, § 11 Abſ. 1, § 26 Abſ. 4) und über die Anordnung 
oder Ablehnung des Sicherungs- oder Gläubigeraufgebots ſowie über 
die Ausſchließung von Gläubigern (§ 25 Abſ. 2 und 6), über die eides⸗ 
ſtattliche Verſicherung und über die Setzung der Inventarfriſt ($ 25 
Abſ. 1); : 

über die Verteilung von Belaſtungen (§ 25 Abf. 4), über die Stundung 
beziehungsweiſe Abzahlung (§ 25 Abſ. 5) 

über die Androhung gemäß § 25 Abſ. 1, über die Feſtſtellung der un⸗ 
beſchränkten Haftung ($ 25 Abf. 1), über die Einleitung oder Aufhebung 
eines Schuldentilgungsverfahrens und die Beſtimmung des Tilgungs⸗ 
plans (§ 26 Abf. 1 bis 4, 6, § 12 Abſ. 4, § 76 des Reichsgeſetzes 
über die freiwillige Gerichtsbarkeit) und über die Anordnung oder Ab. 
lehnung der Schuldenpflegſchaft (§ 26 Abſ. 5); 


im Konkursverfahren über das Vermögen nach Maßgabe des § 73 


Abſ. 3 der Konkursordnung (§ 26 Abſ. 6) und im Vollſtreckungs⸗ 
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Abf. 12) 


17. über die Verweiſung auf den ordentlichen Rechtsweg (§ 28 Abf. J), 
über die Erteilung von Auskunft ($ 28 Abſ. 7, § 25 Abſ. J) 


18. über die Beſtellung einer Familienvertretung ($ 28 Abf. 11), eines 
Inlandsbevollmächtigten ($ 28 Abſ. 9) oder eines Pflegers gemäß § 28 
Abſ. 10; 

19. über die Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins ($ 31); 


20. über privatrechtliche Anſprüche, ſoweit fie nicht bereits unter den vor⸗ 
ſtehenden Ziffern erwähnt ſind, ferner gegen alle Urteile und über die 
Koſtentragung (§ 28 Abſ. 3); 


21. über die Ablehnung eines Mitglieds oder Schriftführers einer Auf⸗ 

löſungsbehörde ($ 28 Abſ. 37 § 45, 49 der Jivilprozeßordnung) ; 

22. über die Beſtätigung eines in dieſer Verordnung zugelaſſenen Familien- 

ſchluſſes. 

(2) Die ſofortige Beſchwerde iſt binnen einem Monat ſeit der Zuſtellung 
der Entſcheidung des Auflöſungsamts einzulegen. Im übrigen gelten die Be- 
ſtimmungen des § 22 Abf. 2 Satz 1, 2 und 4 des Reichsgeſetzes über die frei⸗ 
willige Gerichtsbarkeit entſprechend. Dieſe Beſtimmungen gelten auch bei der 
Beſchwerde gegen einen Beſchluß über die Beſtätigung eines Familienſchluſſes, 
der in dieſer Verordnung zugelaſſen wird. 


6) Beſchwerdeberechtigt find der Beſitzer, der nächſte Jolgeberechtigte, der 
Anfallberechtigte ($ 2) und die Familienvertretung, ferner der Antragſteller und 
der, deſſen Recht durch die Entſcheidung unmittelbar beeinträchtigt wird, ſowie 
diejenigen, deren Anhörung nach beſonderer Vorſchrift erfolgen muß; nach der 
Auflöſung ſteht dem nächſten Folgeberechtigten als ſolchen ein Beſchwerderecht 
nicht mehr zu, iſt von einer Familienvertretung ein Bevollmächtigter beſtellt 
($ 28 Abſ. 11), fo iſt dieſer zur Beſchwerde berufen; das gleiche gilt von einem 
Ilandsbevollmächtigten ($ 28 Ab. 9 Satz 1 und 3) und dem gemäß § 28 Abſ. 10 
beſtellten Pfleger. Außerdem find zur Beſchwerde berechtigt: bei Verſorgungs— 
anſprüchen der Pfleger ($ 19 Abſ. 9), bei Entſcheidungen, welche Verſorgungs⸗ 
maſſen oder Familienkaſſen betreffen, jeder Verſorgungsberechtigte und der Pfleger 
($ 19 Abſ. 9), bei Entſcheidungen über die Schuldenregelung der Verwalter ($ 26 
Abſ. 2, § 1985 des Bürgerlichen Geſetzbuchs) und der Pfleger (§ 26 Abſ. 5), bei 
Entſcheidungen, betreffend ein Wald., Wein, Deich⸗ oder Landgut der Gutseigen⸗ 
lümer, bei Entſcheidungen über das Gutserbenrecht jeder Miterbe. Bei Samt: . 
fideikommiſſen wird das Beſchwerderecht von den Vertretern ausgeübt, § 10 
Abs. 3 Satz 3 gilt entſprechend handelt es ſich um die Beſtellung oder Ent⸗ 
laſſung von Vertretern oder um deren Geſchäftsführung (8 10 Abſ. 3 Satz 2 
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und Satz 4, Satz 6 bis 10 und Satz 3 Halbſatz 2), ſo ſind die Vertreter 
und die Antragſteller beſchwerdeberechtigt ) bei der Auseinanderſetzung ($ 10 
Abſ. 5) ift neben den Vertretern jeder Anteilsbeſitzer zur Beſchwerde berufen. 
Bei Entſcheidungen über die Fideilommißfolge, bei Entſcheidungen, durch welche 
die Fideikommißeigenſchaft eines Vermögens verneint oder das Beſtehen eines 
Anfallrechts feſtgeſtellt oder die Auflöſung feſtgeſtellt oder angeordnet wird 
(88 1, 9, 10 Abſ. 1, § 11), bei Entſcheidungen über die Feſtſtellung des Frei⸗ 
werdens von Teilen eines Geldfideikommiſſes, das Vorliegen der Vorausſetzungen 
des § 11 Abf. 3, die Ablöſung von Geldrenten ($ 11 Abſ. 4) und einen Antrag 
gemäß § 11 Abſ. 5, über die Rechtswirkſamkeit des Widerrufs einer Fideikommiß⸗ 
ftiftung und über die Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins ſowie bei Ent- 
ſcheidungen, die auf Grund eines Familienſchluſſes ergehen, iſt jeder Anwärter 
beſchwerdeberechtigt. Für die Beſchwerde über die Beſtätigung eines Familien⸗ 
ſchluſſes, der durch dieſe Verordnung zugelaſſen wird, gelten die Beſtimmungen 
der §8 2 und 3 der Verordnung zur Ergänzung der Verordnung über Familien⸗ 
güter vom 22. September 1920 (Geſetzſamml. S. 431) in Verbindung mit § 14 
Abſ. 3 und 4 des Geſetzes über die Aufhebung der Standesvorrechte des Adels 
und die Auflöſung der Hausvermögen vom 23. Juni 1920 (Geſetzſamml. S. 367). 
Bei Entſcheidungen über die Anderung der Satzung einer Stiftung ($ 21 Abſ. 1, 
9 32 Abſ. 2) iſt der Vorſtand der Stiftung zur Beſchwerde berechtigt. Für die 
Beſchwerdeberechtigung im Konkurſe ſind die im Konkursverfahren allgemein 
gültigen Vorſchriften maßgeblich. Die Beſtimmung des § 20 Abſ. 2 des Reichs⸗ 
geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit bleibt in jedem Falle unberührt. Die 
vorſtehenden Beſtimmungen gelten entſprechend für den Einſpruch. 


() Das Auflöſungsamt kann die öffentliche Bekanntmachung einer Ent 
ſcheidung im Reichsanzeiger mit der Aufforderung anordnen, daß Anwärter, die 
Beſchwerde einlegen wollen, dieſe bei Verluſt des Beſchwerderechts binnen einem 
Monat ſeit der Bekanntmachung bei dem Auflöſungsamt anzubringen haben; in 
dieſem Falle gilt die Entſcheidung mit dem Zeitpunkte der öffentlichen Bekannt⸗ 
machung als allen Anwärtern zugeſtellt. An die Anwärter, die dem Auflöſungs⸗ 
amte bekannt find, ſoll außerdem eine beſondere Zuſtellung erfolgen. Als bekannt 
im Sinne dieſer Beſtimmung gilt nur, wer ſeine Eintragung in eine bei dem 
Auflöſungsamte geführte Liſte der Anwärter herbeigeführt hat. Dieſe Beſtimmungen 
gelten nicht für den nächſten Folgeberechtigten. N 


$ 31. 
Der Fideikommißauflöſungsſchein. 
a) Die Auflöſungsbehörde hat die Beſcheinigung über das Erlöſchen der 
Fideikommißeigenſchaft (Fideikommißauflöſungsſchein) zu erteilen, wenn die An⸗ 
ſprüche der Abfindungs- und Verſorgungsberechtigten, der Angeſtellten und der 
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übrigen Gläubiger getilgt oder ſichergeſtellt ſind oder ihr Einverſtändnis mit der 
Erteilung der Beſcheinigung nachgewieſen, oder wenn feſtgeſtellt iſt, daß es keiner 
Sicherungsmaßnahmen bedarf (6 25 Abſ. 2, 3), und wenn in Anſehung der 
Bildung von Wald., Wein-, Deich. oder Landgütern ſowie der gemeinnützigen 
Leiſtungen, Anſtalten, Sammlungen, Stiftungen und Verſorgungsmaſſen die 
erforderlichen Maßnahmen ($$ 10, 12, 14 bis 18, 20, 21, 32 Abſ. 2) getroffen 
ſind. Für einzelne Beſtandteile des Vermögens kann die Beſcheinigung auf An⸗ 
trag beim Vorliegen beſonderer Gründe ſchon früher ausgeſtellt werden; § 22 
Abſ. 5 gilt entſprechend. Die Auflöſungsbehörde hat darauf hinzuwirken, daß 
die Beſcheinigung ſpäteſtens binnen 5 Jahren ſeit der Auflöſung erteilt werden 
kann. Sie hat vor der Erteilung der Beſcheinigung den Beſitzer (Anfallberechtigten) 
und die Abfindungsberechtigten (§ 4 Abf. 1 Satz 1) zu hören. Sie kann vor der 
Erteilung eine mündliche Verhandlung anordnen und hat hierzu den Beſitzer und 
nach ihrem Ermeſſen andere Beteiligte zu laden. Die ſofortige Beſchwerde gegen 
die Entſcheidung über die Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins ſteht dem 
Beſitzer, der Familienvertretung, den Vertretern ($ 10 Abſ. 3), den Anwärtern 
und den Abfindungsberechtigten zu. 

e) Die Auflöſungsbehörde kann die öffentliche Bekanntmachung der Auf. 
löſung und der rechtskräftigen Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins an⸗ 
ordnen. 

(3) Nach Eintritt der Rechtskraft des Fideikommißauflöſungsſcheins hat die 
Auflöfungsbehörde das Grundbuch um die Löſchung der Fideikommißeigenſchaft 
bei den Grundſtücken des Vermögens zu erſuchen und dem Beſitzer (Anfall⸗ 
berechtigten) über die Rechtskraft eine Beſcheinigung zu erteilen. 

%) Iſt der Fideikommißauflöſungsſchein rechtskräftig erteilt, ſo kann nicht 

eltend gemacht werden, daß die in dieſer Verordnung vorgeſchriebenen Voraus⸗ 
ungen nicht erfüllt waren. 


$ 32. 
Rechtswirkung von Maßnahmen der Auflöſungsbehörden. 


(1) Die zur Vollziehung der Anordnungen der Auflöſungsbehörde erforder⸗ 
lichen Eintragungen in die öffentlichen Bücher und Regiſter und die erforderlichen 
Maßnahmen bei den Hinterlegungsſtellen erfolgen auf Erſuchen der Auflöſungs⸗ 
behörde oder ihres Vorſitzenden. Sie können den Beteiligten überlaſſen, die er⸗ 
forderlichen Anträge ſelbſt zu ſtellen; dies ſoll regelmäßig nicht geſchehen, wenn 
ausdrücklich ein Erſuchen der Auflöſungsbehörde vorgeſchrieben iſt. 

e) Hat die Auflöſungsbehörde die Umwandlung des Vermögens oder eines 
Teiles des Vermögens in eine Stiftung angeordnet ($ 10 Abſ. 8 und 9, §§ 14 
bis 18, 21 Abſ. 3), fo entſteht die Stiftung mit der rechtskräftigen Feſtſtellung 
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der Satzung. Mit dieſem Zeitpunkte geht das Vermögen auf die Stiftung über. 
Gehören zu der Stiftung Grundſtücke, ſo hat die Auflöſungsbehörde das Grund⸗ 
buchamt um Eintragung der erforderlichen Anderung im Grundbuche zu erſuchen. 
Die Stiftung unterſteht der Aufſicht der Auflöſungsbehörde. Dieſe kann die 
Satzung bei einer Anderung der Verhältniſſe auf Antrag des Stiftungsvorſtandes 
abändern. Die Feſtſtellung und die Anderung der Satzungen erfolgt durch Be⸗ 
ſchluß der Auflöſungsbehörde. Der Juſtizminiſter kann anordnen, daß die Füh⸗ 
rung der Aufſicht über die Stiftung ſpäter einem Gericht abzugeben iſt. 


II. Titel. 


Die Zwangsauflöſung der übrigen Familiengüter und der Hausvermögen. 


$ 33. 
Sinngemäße Anwendung des I. Titels. 


Die Beſtimmungen des erſten Titels ſind auf die Lehen, Erbſtammgüter 


und ſtandesherrlichen Hausvermögen ſowie die Hausgüter der in Art. 57, 58 


des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche bezeichneten Familien und 
des Herzoglich Holſteiniſchen Fürſtenhauſes entſprechend anwendbar, ſoweit ſich 
nicht aus den § 34 bis 37 ein anderes ergibt. Bei der Durchführung der 
Auflöſung hat die Auflöſungsbehörde auf die bisherige Eigenart der genannten 
Familiengüter und der Hausvermögen tunlichſt Rückſicht zu nehmen. 


§ 34. 
Die Auflöfung der Lehen. 


(1) Die geltenden Geſetze über die Auflöſung der Lehnsverbände bleiben 
unbeſchadet der Beſtimmung des Abſ. 2 Satz 2 hinſichtlich der Lehnsnachfolge 
unberührt; jedoch wird das Lehen ſpäteſtens mit dem nach dem 1. April 1921 
eintretenden zweiten Folgefall frei. Eine Umwandlung von Lehen in Familien, 
fideikommiſſe findet nicht mehr ſtatt. 


(2) Die Beſtimmungen über die Abfindung gemäß § 4 find anwendbar. 
ft nach den Vorſchriften eines für das Lehen geltenden Lehnsauflöſungsgeſetzes 
bei der Auflöſung an die Agnaten eine Entſchädigung zu zahlen, fo vermindert 
ſich die Abfindung entſprechend. Für Geldlehen und Lehnsſtämme gelten die 
Beſtimmungen über Geldfideikommiſſe entſprechend. 


(3) Die Auflöſungsbehörden haben tunlichſt bald auf Grund einer Sad 
unterſuchung zu entſcheiden, welche in den Grundbüchern eingetragenen Lehen 
einſchließlich der Lehnsſtämme tatſächlich noch beſtehen. Gegen die Entſcheidung 
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ſteht dem Beſitzer und den Anwärtern die ſofortige Beſchwerde zu. Dieſe find 
vorher zu hören, ſoweit fie bekannt find. Die Beſtimmungen des 9 30 Abf. 4 
find entſprechend anwendbar. Soweit das Erlöſchen eines Lehens feſtgeſtellt iſt, 
hat die Auf löſungsbehörde das Grundbuchamt um Löſchung der die Le nseigen⸗ 
ſchaft betreffenden Eintragungen zu erſuchen. Die beſtehenden Abfindungsanſprüche 
von Agnaten bleiben unberührt. Dieſe Beſtimmungen gelten entſprechend für 
Maſſen, die noch als Lehnsmaſſen hinterlegt ſind. a 

() Wo ein lehnsherrliches Obereigentum noch beſteht, fällt es mit dem 
Erlöſchen des Lehnsverbandes weg. 

(5) Nach dem 1. April 1921 finden Mutungen und Wiederverleihungen 
von Lehen nicht mehr ſtatt. Die Beſtimmungen der $$ 4 und 19 bis 21 ſind 
bei einem Heimfall gegenüber dem Lehnsherrn entſprechend anwendbar. Durch 
die Zwangsauflöſung wird ein Heimfallrecht nicht begründet. ; 

(6) Tritt bei einem Thronlehn infolge Wegfalls der Folgeberechtigten der 
Heimfall ein, ſo fällt das Vermögen dem Staate zu. f 

(7) Die Amterlehen erlöſchen mit dem Tode des Inhabers, der am 
1. April 1921 Lehnsbeſitzer ift. 

6) Das Thronlehn Diſtrikt Katſcher wird mit dem 1. April 1921 freies 
Eigentum. 


$ 35. 
Die Stammgüter der Ritterſchaft des Herzogtums Bremen. 


a) Sind bei der Auflöſung eines Stammguts der Ritterfchaft des Herzog. 
tums Bremen Belaſtungen des Gutes in dem nach dem Revidierten Ritterrecht⸗ 
des Herzogtums Bremen unverſchuldbaren Teile des Stammguts vorhanden, fo 
werden die Belaſtungen mit Auflöſung des Stammguts gegenüber dem Befitzer 
(Anfallberechtigten) voll wirkſam. Auf deſſen Antrag hat jedoch die Auflöſungs⸗ 
behörde die Zwangsverſteigerung des Stammguts anzuordnen) in dieſem Falle 
können die Gläubiger die Befriedigung aus dem Verſteigerungserlöſe nur nach 
den bisherigen Beſtimmungen fordern gegen die Entſcheidung der Auflöſungs⸗ 
behörde über die Anordnung der Zwangsverſteigerung ſteht dem Beſitzer und den 
eingetragenen Gläubigern die ſofortige Beſchwerde zu. Dieſe find vorher zu hören. 

(2) Für die an Stelle eines Stammguts getretenen nach Erbſtammrecht ge⸗ 
bundenen Hinterlegungsmaſſen (Erbſtämme) gelten hinſichtlich des gebundenen Teiles 
des Vermögens (Stamm) die Beſtimmungen über Geldfideikommiſſe entſprechend. 

6) Bei der Berechnung der Abfindungs⸗ und Verſorgungsanſprüche iſt zu 
berückſichtigen, daß nur der Stamm des Vermögens gebunden iſt. 

(4) Für den Fall, daß der folgeberechtigte Mannesſtamm vor der Auflöfung 
des Erbſtammguts ausſtirbt, kann der letzte Beſitzer auch über den Stamm letzt⸗ 
willig verfügen. 
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(e) Soweit es nach den Statuten der Ritterſchaft zur Veräußerung oder 
Belaſtung eines Stammguts der Zuſtimmung des Nitterſchaftspräſidiums bedarf, 
tritt vom 1. April 1921 an deſſen Stelle die Auflöſungsbehörde. 

(6) Die Auflöſungsbehörde ſoll bei wichtigen Maßnahmen der Zwangs⸗ 
auflöſung eines Stammguts das Ritterſchaftspräſidium hören. Dieſem ſteht ein 
Beſchwerderecht nicht zu. 

(7) Soweit ein Gut gemäß § 32 des Revidierten Ritterrechts dem Zer⸗ 
ſplitterungsverbot unterworfen ift, erliſcht dies Verbot mit rechtskräftiger Erteilung 
des Auflöſungsſcheins. Das Auflöſungsamt hat das Grundbuchamt um die 
Löſchung zu erſuchen. 


$ 36. 
Die Stammgüter der Calenberg⸗Göttingen⸗Grubenhagenſchen Ritterſchaft. 


Die Beſtimmungen des § 100 der Statuten für die Calenberg⸗Göttingen⸗ 
Grubenhagenſchen Ritterſchaft über die „Annahme“ eines Stammguts durch einen 
Mitbeſitzer gelten auch im Verhältniſſe der Mitbeſitzer, in deren Hand das Gut 
freies Vermögen geworden iſt. Im Streitfall entſcheidet die Auflöſungsbehörde; 
dieſe hat vorher die Beteiligten zu hören. Gegen die Entſcheidung des Auf⸗ 
löſungsamts findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt. 


837. 
Die Hausvermögen. 


() Bei der Durchführung der Zwangsauflöſung der Hausvermögen iſt auf 
die das Hausvermögen betreffenden Beſtimmungen der Hausgeſetze, Obſervanzen 
und Familienverträge ſowie der Geſetze, Staatsverträge und Rezeſſe tunlichſt 
Rückſicht zu nehmen. Wenn die beſondere Eigenart der Rechtsverhältniſſe des 
Hausvermögens im Einzelfall eine beſondere Regelung erfordert, erfolgt dieſe 
durch Verordnung des Staatsminiſteriums. 


() Die Zwangsauflöſung der Hausvermögen beginnt nicht vor dem 
1. April 1923; § 1 gilt mit der Maßgabe, daß der Wegfall des alsdann vor⸗ 
handenen Beſitzers maßgeblich iſt. Das gleiche gilt, wenn der Hausgutsinhaber 
zugleich Inhaber eines Privatfamilienfideikommiſſes iſt, hinſichtlich des letzteren, 
ſofern es mit dem Hausvermögen ſtiftungsmäßig oder hausrechtlich zuſammen⸗ 
hängt; hierüber entſcheidet das Landesamt. 


(3) Soweit in Anſehung ſolcher Beamten und Bedienſteten, die nach § 14 
Ziffer 3 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte vom 20. Dezember 1911 (Reichs⸗ 


Geſetzbl. S. 989) verſicherungsfrei ſind, für die Folge die Verſicherungspflicht 


eintritt und ihnen hieraus ſpäter Anſprüche erwachſen, ſind die Hausvermögens⸗ 
inhaber zur entſprechenden Kürzung der ihnen gegenüber beſtehenden Ruhegehalts⸗ 
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und Hinterbliebenenanſprüche berechtigt. Müſſen die Angeſtellten ſich nach $ 178 
des genannten Geſetzes höhere Beitragsbeträge vom Gehalt abziehen laſſen, als 
ſie bisher an Beiträgen für ihre Verſorgung zu leiſten hatten, ſo erhöhen ſich 
ihre Gehaltsanſprüche entſprechend. Im Streitfall entſcheidet die Auflöſungs⸗ 
behörde. Dieſe hat vorher den Vermögensinhaber und die beteiligten Angeſtellten 
zu hören. Gegen die Entſcheidung des Auflöſungsamts findet die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde ſtatt. 


III. Titel. 
Schlußbeſtimmungen. 
$ 38. 
Zwangsauflöſung und freiwillige Auflöſung. 


(1) Die Zwangsauflöſung eines Familienguts tritt unbeſchadet der Vorſchriften 
des § 42 Abſ. 1 nicht ein, wenn am 1. April 1921 bereits die freiwillige Auf⸗ 
löſung des Familienguts beſchloſſen oder wenn gemäß $ 4 der Verordnung zur 
Ergänzung der Verordnung über Familiengüter vom 22. September 1920 nach⸗ 
gelaſſen iſt, daß die Aufnahme des die Auflöſung regelnden Familienſchluſſes 
noch nach dem 1. April 1921 binnen der von der Aufſichtsbehörde (Auflöſungs⸗ 
behörde) beſtimmten Friſt ftattfinden kann, und wenn der rechtzeitig aufgenommene 
Jamilienſchluß rechtskräftig beſtätigt und, ſoweit erforderlich, genehmigt wird. 
Die Beſtimmung des § 4 Abſ. 1 Satz 1 der Ergänzungsverordnung gilt ent- 
ſprechend, wenn ein ſtandesherrliches Hausvermögen gemäß $ 6 der Verordnung 
über Familiengüter aufgehoben wird. Als freiwillige Auflöſung gilt nur eine 
ſolche durch Familienſchluß angeordnete Auflöfung des Familienguts, die ent⸗ 
weder das Familiengut mit ſofortiger Wirkung auflöſt (ſofortige Auflöfung) oder 
andernfalls den Erforderniſſen der §8 1, 5 und 6 dieſer Verordnung nicht 
widerſpricht (allmähliche Auflöſung). N 

e) Die Zwangsauflöſung eines Hausvermögens unterbleibt, wenn gemäß 
den §§ 3, 5 des Geſetzes über die Aufhebung der Standesvorrechte des Adels 
und die Auflöſung der Hausvermögen bis zum 1. April 1923 ein die freiwillige 
Auflöſung (Abſ. 1) regelnder Familienſchluß aufgenommen iſt, der rechtskräftig 
beſtätigt und, ſoweit erforderlich, genehmigt wird. Die Beſtimmung des § 4 
Abſ. 1 Satz 3 der Ergänzungsverordnung gilt entſprechend. 

6) Iſt im Falle des § 4 der Verordnung zur Ergänzung der Verordnung 
über Familiengüter der Familienſchluß über die Auflöſung eines Familienfidei⸗ 
kommiſſes, Erbſtammguts oder Lehens nicht bis zum Ablaufe der nachgelaffenen 
Friſt aufgenommen, ſo beginnt die Zwangsauflöſung mit dem erſten Tage nach 
dem Ablaufe der Friſt. Findet der rechtzeitig aufgenommene Familienſchluß über 
die Auflöſung eines Familienguts oder Hausvermögens nicht die erforderliche 
Beſtätigung oder Genehmigung, ſo beginnt die Zwangsauflöſung mit Eintritt der 
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Rechtskraft der die Beſtätigung oder Genehmigung verſagenden Entſcheidung. 
Unberührt bleibt in beiden Fällen jedoch die Vorſchrift, daß für die Auflöſung 
der Wegfall des am 1. April 1921 ($$ 1, 11, 34) oder 1. April 1923 ($ 37 
Abſ. 2) vorhandenen Beſitzers maßgeblich iſt. Dies gilt auch hinſichtlich der 
Verpflichtung zur Zahlung einer Abfindung oder Verſorgung. 

() Diefe Beſtimmungen gelten entſprechend, wenn ein Familiengut (Haus⸗ 
vermögen) auf Grund anderer Vorſchriften ($ 12 der Verordnung über Familien⸗ 
güter) aufgelöſt wird. 


6 32. 
Die Beſtimmung der Familiengutseigenſchaft. 


Bei Streit oder Ungewißheit darüber, ob ein Vermögen als gebundenes 
Vermögen (Familiengut oder Hausvermögen) oder ob ein gebundenes Vermögen 
als Familienfideikommiß, Lehen, Erbſtammgut oder Hausvermögen anzuſehen iſt, 
entſcheiden die Auflöſungsbehörden unbeſchadet der Vorſchrift des § 28 Abſ. 1 
Satz 3. 


8 40. 


Die außerpreußiſchen Vermögensteile. 


() Befindet ſich ein Familiengut oder ein Hausvermögen teils in Preußen, 
teils außerhalb Preußens, ſo ſind die preußiſchen Beſtandteile unbeſchadet ab⸗ 
weichender Staatsverträge als ein ſelbſtändiges Familiengut oder Hausvermögen 
zu behandeln. Die Auflöſungsbehörde hat auf angemeſſene Verteilung der zu⸗ 
gleich auf preußiſchen und außerpreußiſchen Beſtandteilen ruhenden Laſten (Rom- 
plexlaſten) Bedacht zu nehmen. 5 

(2) Erſtreckt ſich das Vermögen eines Familienguts oder ein Hausvermögen 
über mehrere deutſche Länder, ſo können die Rechtsverhältniſſe der Zwangsauf⸗ 
löſung auf Grund einer Vereinbarung zwiſchen den beteiligten Ländern durch 
Verordnung des Staatsminiſteriums beſonders geregelt werden. 


§ 41. 
Die Ausführung der Verordnung. 


(1) Der Juſtizminiſter iſt ermächtigt, nähere Vorſchriften zur Ausführung 
dieſer Verordnung, insbeſondere zur Ausgeſtaltung des Verfahrens der Auflöſungs⸗ 
behörden zu erlaſſen. 

(2) Über die aus Anlaß der Zwangsauflöſung der Familiengüter und 
Hausvermögen erwachſenden Gebühren, Auslagen und Stempel bleibt der Erlaß 
beſonderer Beſtimmungen vorbehalten. Dies gilt auch für die Gebühren und 
Auslagen der zu dem Verfahren zugezogenen Rechtsanwälte. 
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§ 42. 
Das Inkrafttreten der Verordnung. 


(1) Die Aufgaben, die bisher im Rechtsgebiete des Allgemeinen Landrechts 
den Aufſichtsbehörden oblagen, werden vom 1. April 1921 ab bei ſämtlichen 
Familienfideikommiſſen, Erbſtammgütern und Lehen den Auflöſungsbehörden über⸗ 
tragen. Dies gilt insbeſondere hinſichtlich der Sicherung und der Einkünfte des 
Vermögens bei Streit oder Ungewißheit über die Perſon des Folgeberechtigten. 
Mit dem 1. April 1921 gehen die Geſchäfte der bisherigen Aufſichtsbehörden hin⸗ 
ſichtlich der Familienfideikommiſſe, Erbſtammgüter und Lehen auf die Auflöſungs⸗ 
ämter und das Landesamt für Familiengüter über. 

(2) Auf die Erledigung der vor dem Beginne der Zwangsauflöſung an⸗ 
hängig gewordenen, ein Familiengut oder Hausvermögen betreffenden Rechtsſtreitig⸗ 
keiten finden bis zur rechtskräftigen Entſcheidung die bisherigen Beſtimmungen 
Anwendung. Das gleiche gilt von einem anhängigen Konkursverfahren. 


Berlin, den 19. November 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Severing. Lüdemann. 
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